






Geschäftsbeziehungen. Dies trägt unmittelbar zur 
Sicherung von Arbeitsplätzen in der Schweiz bei.

Trotz des Einbruchs des Wirtschaftswachstums infol-
ge der Finanz- und Wirtschaftskrise im Jahr 2008, 
der Verschuldungskrise im EU-Raum und der star-
ken Aufwertung des Schweizer Frankens, weist die 
Handelsbilanz mit den EU-10 2011 einen Überschuss 
in der Höhe von 360 Millionen Schweizer Franken 
auf. Die Schweizer Direktinvestitionen in diesen Staa-
ten haben sich seit der ersten Osterweiterung 2004 
mehr als verdoppelt. 

Der Erweiterungsbeitrag macht rund 0,8% der 
EU-Mittel zugunsten der zehn Partnerstaaten aus. 
Erfolgreich umgesetzte Projekte im Rahmen des 
Erweiterungsbeitrags tragen zum positiven Image 
der Schweiz in den neuen EU-Staaten und generell 
in der EU bei und verbessern somit auch die Chan-
cen der Schweizer Unternehmen in diesen Ländern. 
In einer vor kurzem durchgeführten Umfrage zeigte 
sich, dass kleinere und grössere Schweizer Unterneh-
men in den letzten Jahren 341 Aufträge im Umfang 
von rund 576 Millionen Franken aus EU-finanzierten 
Projekten in den zwölf jüngsten EU-Staaten erhalten 
haben. Die tatsächlichen Aufträge aus den EU-Fonds 
an Schweizer Firmen dürften jedoch weit über die-
sem Betrag liegen. 

Die Schweizer Wirtschaft profitiert aber auch direkt 
vom Erweiterungsbeitrag in Form von Mandaten an 
Schweizer Unternehmen, Konsulenten, Organisatio-
nen und Verbände. Zur Beurteilung und Durchfüh-
rung von Projekten in den zwölf jüngsten EU-Staaten 
wurden bis Ende 2011 Mandate im Umfang von 23,5 
Millionen Franken vergeben. Mit dem Abschluss der 
Verpflichtungsperiode in den EU-10 liegt der Fokus 
nun auf der Umsetzung der Projekte. Die meisten öf-
fentlichen Ausschreibungen stehen noch bevor. Da 
bei der Auswahl der Zusammenarbeitsbereiche für 
den Erweiterungsbeitrag das Güterangebot und das 
Fachwissen der Schweizer Wirtschaft mitberücksich-
tigt wurden, kann davon ausgegangen werden, dass 
sich auch Schweizer Unternehmen durchsetzen.

Reduzierter Einwanderungsdruck 
und der Einfluss auf die Umwelt

Mit dem Erweiterungsbeitrag schafft die Schweiz 
auch verbesserte Zukunftsperspektiven vor Ort. Da-
mit sollen die Ursachen der Abwanderung bekämpft 
und soll der Einwanderungsdruck auf die Schweiz 
reduziert werden. Zudem machen Umweltprobleme 
nicht an der Grenze halt. Die Projekte im Umweltbe-
reich – viele davon tragen zum Klimaschutz bei – sind 
daher auch im Interesse der Schweiz. 

Länderübergreifende Partner
schaften fördern

Der Erweiterungsbeitrag soll den Partnerländern Zu-
gang verschaffen zu Schweizer Erfahrungen und zu 
Fachwissen, das auf kommerziellem Weg nicht abzu-
holen ist. Deshalb unterstützt die Schweiz auch be-
ratende und institutionelle Partnerschaften zwischen 
Behörden, nicht gewinnorientierten Organisationen, 
Verbänden und Vereinen sowie Sozialpartnern aus 
der Schweiz und den Partnerländern. In rund einem 
Drittel der Projekte wirkt eine Schweizer Fachinstitu-
tion als beratende Partnerin mit. Das können Bundes-
ämter sein, aber auch kantonale Fachstellen und Ins-
titutionen (zum Beispiel Spitäler, Feuerversicherung, 
Verkehrspolizei) sowie Verbände, Vereine und wei-
tere Institutionen (zum Beispiel Spitex, Nationalpark, 
Schweizerischer Vogelschutz, Tourismusschule).

Forschungsfonds in Litauen, Polen, Ungarn, Ru-
mänien und Bulgarien ermöglichen ausserdem in-
stitutionelle Partnerschaften zwischen Schweizer 
Forschungsinstitutionen und solchen aus den Part-
nerländern. Weiter eröffnet ein Stipendienfonds 
jungen Akademikerinnen und Akademikern aus den 
neuen Mitgliedstaaten die Möglichkeit, an einer 
Schweizer Universität in einer Forschergruppe mitzu-
arbeiten. Schliesslich bestehen in den grösseren Län-
dern sogenannte Partnerschafts- und NGO-Fonds, 
welche mit Beträgen von bis zu 250‘000 Franken 
die Unterstützung von Partnerschaften zwischen 
Gemeinden, Behörden, NGOs, Vereinen und Stiftun-
gen ermöglichen. Diese verschiedenen Instrumente 
erlauben es, rund 300 neue institutionelle Partner-
schaften zu schaffen oder bestehende Partnerschaf-
ten zu erneuern und zu fördern.
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Die beiden zuständigen Leiter nehmen gemeinsam 
Stellung

1. Welches Projekt hat Sie besonders bewegt? 
Oder anders gefragt: Wo ist es besonders 
schön, helfen zu können?

In Estland haben wir in einer Kinderklinik ein Gerät fi-
nanziert, das Kinder, die nach einem Unfall an starker 
Gehbehinderung leiden, bei der Rehabilitation unter-
stützt. Es ist ein hochkomplexes technisches Gerät 
und eine Schweizer Spezialität. Die Beschaffung 
dieses Geräts wurde von einer privaten estnischen 
Vereinigung vorgeschlagen und mitfinanziert. Deren 
Gründer ist ein Grossvater, der seine Enkeltochter 
wieder gehen sehen wollte. Das Gerät steht täglich 
im Einsatz und ermöglicht Dutzenden von Kindern 
den Zugang zu einem ausgezeichneten Rehabilitati-
onstraining. Was uns besonders freut, ist, dass wir 
mit einem relativ bescheidenen Betrag zahlreichen 
Kindern in Estland eine Chance für das Wiedererlan-
gen ihrer Gehfähigkeit geben konnten. 

2. Wie hat sich die aktuelle Verschuldungskrise 
auf die Umsetzung des Erweiterungsbeitrags 
ausgewirkt?

In allen Partnerstaaten kam es ab 2010 zu teilwei-
se massiven Budgetkürzungen und zu Änderun-
gen von Prioritäten. Als Folge davon wurden auch 
die Personalausgaben reduziert und Investitionen 
zurückgestellt. In den für den Erweiterungsbeitrag 
zuständigen Verwaltungseinheiten häuften sich 
die Personalabgänge, auch Schlüsselpersonen wur-
den ersetzt. Die Zusammenarbeit wurde dadurch 
vorübergehend schwieriger. Besonders gravierend 
war jedoch, dass mehrere grössere bereits proviso-
risch genehmigte Projekte zurückgezogen wurden, 
weil die Kofinanzierung von mindestens 15% nicht 
mehr sichergestellt werden konnte. In Polen betraf 
dies einen Gesamtbetrag von mehr als 100 Millio-
nen Franken, für den Reserveprojekte mit gesicherter 
Kofinanzierung identifiziert und danach mit grossem 
Zeitdruck ausgearbeitet werden mussten.

3. Welches Bild haben Sie nach Ihren Reisen in 
den vergangenen Jahren von den EU-10? Wie 
gross sind die Disparitäten, wie gross ist die 
Not?

Bei den Besuchen in den Partnerländern ist es ganz 
wichtig, nicht nur die grossen Städte, sondern auch 
Land- und Berggebiete kennenzulernen. Es beste-

hen enorme Unterschiede zwischen den modernen 
Strassenzügen und schmucken Flaniermeilen der 
Hauptstädte auf der einen Seite und den beschei-
denen Wohn- und Lebensbedingungen in gewissen 
ländlichen Gebieten und Kleinstädten auf der ande-
ren Seite. Es handelt sich nicht einfach um eine ma-
terielle Not, sondern darum, dass in manchen Gebie-
ten den Menschen die Zukunftsperspektiven fehlen. 
In solchen Verhältnissen werden kaum Investitionen 
vorgenommen, und wer kann, zieht aus diesen ver-
nachlässigten Regionen weg. Diese „Zweiteilung“ der 
Länder ist bedauerlich und muss gemildert werden.

4. Wie werden Schweizer Firmen über die 
Geschäftsmöglichkeiten im Rahmen des 
Erweiterungsbeitrags informiert?

Ab 2007 haben wir zum Teil in Zusammenarbeit 
mit der OSEC (Business Network Switzerland) eine 
ganze Reihe von Veranstaltungen durchgeführt, in 
denen wir nicht nur über den Erweiterungsbeitrag, 
sondern auch über die Geschäftsmöglichkeiten bei 
den EU-Fonds informierten. Schweizer Firmen kön-
nen sich an allen öffentlichen Ausschreibungen im 
Rahmen von Kohäsions- und anderen Projekten 
beteiligen. Eine Garantie dafür, dass die Schweizer 
Offerte gewinnt, gibt es aus offensichtlichen Grün-
den nicht. Da wir von Firmenvertretern praktisch 
keine Anfragen mehr bekommen, glauben wir, dass 
interessierte Schweizer Unternehmen die Modali-
täten des Erweiterungsbeitrags und der EU-Fonds 
nun gut kennen oder diesbezüglich unsere Websei-
te www.erweiterungsbeitrag.admin.ch konsultieren. 
Auf dieser Webseite informieren wir sowohl über die 
geplanten als auch über die genehmigten Projekte, 
und wir weisen die Firmen vor allem auch auf die 
laufenden Ausschreibungen hin. 

5. Warum dauert es relativ lange, bis ein 
Projekt genehmigt wird?

Auch wir selber haben uns am Anfang den Ablauf 
schneller vorgestellt. Aber allein der Projektauswahl-
prozess im Wettbewerbsverfahren beanspruchte im 
Partnerland oft mehr als ein Jahr. Die Prioritäten und 
Kriterien für die Projektauswahl wurden im Rahmen-
abkommen mit dem jeweiligen Partnerstaat festge-
legt. Auf dieser Basis organisierten die Partnerstaaten 
in der Regel so genannte Aufrufe zur Projekteingabe, 
bewerteten die eingegangen Vorschläge und schlu-
gen der Schweiz dann die besten Projekte zur Finan-
zierung vor. Danach beurteilten die DEZA oder das 
SECO die vorgeschlagenen Projekte. Im Falle einer 

Sechs Fragen an SECO und DEZA
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positiven ersten Beurteilung erhielten die Projektträ-
ger grünes Licht, die Projekte im Detail auszuarbeiten 
und dabei die von der Schweiz formulierten Aufla-
gen zu berücksichtigen. Die Erstellung der gesamten 
Projektdokumentation und deren definitive Geneh-
migung durch die Schweiz sowie die Bewilligung z.B. 
von Baugesuchen dauerten bei grösseren Vorhaben 
mehr als anderthalb Jahre. Entscheidend war für uns 
immer, eine hohe Qualität der Projekte sicherzustel-
len, unter anderem durch die systematische Prüfung 
durch Schweizer Experten und anhand enger Kon-
takte mit den Projektverantwortlichen vor Ort. Die 
relativ lange Dauer des Genehmigungsprozesses ist 
also gewissermassen auch ein Preis für eine hohe 
Qualität der Projekte.

6. Der Schweizer Erweiterungsbeitrag ist im 
Verhältnis zu den EU-Mitteln zur Umsetzung 
der Kohäsionspolitik relativ klein. Hat der 
Schweizer Erweiterungsbeitrag überhaupt 
einen eigenen Stellenwert? Wird er in den 
Ländern wahrgenommen?

Natürlich erhalten die Länder von der EU im Rahmen 
der Kohäsionspolitik sehr viel mehr Mittel als von der 
Schweiz. Wir dürfen die Wirkung unseres Beitrags 
nicht überschätzen. Dennoch: Neben der massiven 
Unterstützung durch die EU kann die Schweiz mit ih-
ren bilateralen Zusammenarbeitsprogrammen durch-
aus einen Unterschied machen. In vielen Projekten 
arbeiten Schweizer Institutionen mit und ermögli-
chen so einen Erfahrungsaustausch, der die bilatera-

len Beziehungen stärkt. Zum Beispiel gibt es Partner-
schaften mit Schweizer Spitälern, mit Bundesstellen 
wie der Zollverwaltung oder dem Bundesgericht, 
aber auch mit zahlreichen Schweizer NGOs. Wir 
achten darauf, dass die Projekte, die wir mitfinan-
zieren, in den Medien und beim breiteren Publikum 
vor Ort bekannt gemacht werden. Wir allein vermö-
gen die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse in 
den Partnerstaaten nicht grundlegend zu verändern, 
aber wir können Problemlösungen ermöglichen, die 
als positive Beiträge der Schweiz wahrgenommen 
werden.

Dr. Hugo Bruggmann, Leiter Ressort 
Erweiterungsbeitrag/Kohäsion im SECO

Dr. Ulrich Stürzinger, Leiter Abteilung 
Neue EU-Mitgliedstaaten in der DEZA
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Estland
Das estnisch-schweizerische Zusammenarbeitspro-
gramm war für Estland eine grosse Hilfe bei der 
Schaffung gesünderer Lebensbedingungen für die 
hier lebenden Menschen. Um nur einige Schlüssel-
projekte zu nennen: Wir haben verschiedene foren-
sische Apparate für das Estnische Forensische Institut 
gekauft, Kinderheime gebaut und medizinische Be-
wegungsapparate beschafft. Mehrere grosse Pro-
jekte sind noch im Gange, und wir hoffen, dass wir 
die Ergebnisse schon in ein paar Jahren präsentieren 
können. 
Ivar Sikk, Stv. Generalsekretär für staatliche 
Steuerpolitik

Lettland
Der Beitrag der Schweiz wird in Lettland sehr ge-
schätzt, da er die Umsetzung von Projekten er-
möglicht hat, die viel dazu beigetragen haben, 
dass Verbesserungen in für Lettland wesentlichen 
Bereichen erreicht werden konnten. Dazu gehören 
Umweltschutz, Schultransporte, Modernisierung des 
Justizwesens, Jugendinitiativen in ländlichen Gebie-
ten, Aktivitäten im NGO-Bereich, Stipendien und 
Forschung sowie Mikrokredite zur Stimulierung der 
Privatwirtschaft. Unsere Gesellschaft profitiert schon 
jetzt von den weitreichenden Ergebnissen dieser 
Investitionen, die in fruchtbarer Zusammenarbeit 
mit der Schweiz und im gegenseitigen Verständnis 
zwischen den beiden Ländern erzielt wurden. Wir 
freuen uns auf die erfolgreiche Weiterführung der 
bestehenden bilateralen Zusammenarbeit. 
Aleksandrs Antonovs, Stv. Staatssekretär für 
EU-Strukturfonds und Kohäsionsfonds des 
Finanzministeriums

Litauen
Wir freuen uns, dass Litauen die Phase der Umset-
zung des litauisch-schweizerischen Zusammenar-
beitsprogramms, die für die Unterzeichnung von 
Projektabkommen vorgesehen war, abschliessen 
konnte. Der Enthusiasmus beider Seiten zeigt, dass 
die Zusammenarbeit fruchtbar sein wird. Zur Cha-
rakterisierung dieser Zusammenarbeit würde ich drei 
Begriffe verwenden: Inspiration, Partnerschaft und 
Erfolg. Litauen erhält dadurch nicht nur einen mate-
riellen Anreiz. Unser Land bekommt sehr viel mehr: 
Es lernt, wie man langfristigen Mehrwert schafft. 
Stabile wirtschaftliche und politische Beziehungen 
zwischen Litauen und der Schweiz sind ein wichti-
ger Schritt zur Verringerung der Ungleichheiten im 
Bereich der öffentlichen Dienstleistungen und der 
sozialen Entwicklung zwischen den neuen und den 
alten europäischen Staaten. 
Rolandas Kriščiu-nas, Vizefinanzminister 

Malta
Für Malta bedeutet der Schweizer Beitrag konkret 
eine verbesserte Gesundheitspflege für Krebspati-
enten und die Zusammenarbeit mit einem schwei-
zerischen Kompetenzzentrum wie dem «Istituto 
Oncologico della Svizzera Italiana» in Bellinzona. 
Der Schweizer Beitrag dient auch der Stärkung der 
strategischen Partnerschaft zwischen der Schweiz 
und Malta und der Erhöhung ihrer Visibilität in der 
Mittelmeerregion dank der fortgesetzten Schweizer 
Unterstützung für die «Mediterranean Academy of 
Diplomatic Studies» (MEDAC).
Diese Zusammenarbeit erbringt positive Resultate, 
und es ist eine sehr gute Arbeitsbeziehung entstan-
den. Die Umsetzungsmethode ist schlank und flexi-
bel – das ist für eine kleine Verwaltung wie diejenige 
Maltas sehr wichtig.
Stephen Calleja, Direktor (Programme und Projekte), 
Abteilung für finanzielle Mittel und Programme, 
Büro des Premierministers

Polen
Dank der erfolgreichen Kooperation zwischen Polen 
und der Schweiz machen wir ständig Fortschritte 
bei der Umsetzung des schweizerisch-polnischen 
Zusammenarbeitsprogramms. Das Programm wird 
immer wichtiger als Forum für den Dialog und die 
konkrete Zusammenarbeit. Die Projekte unter Betei-
ligung lokaler Behörden, öffentlicher Institutionen, 
Universitäten und NGO decken eine breite Palette 
von Bereichen ab, unter anderem regionale Ent-
wicklung, Umwelt und Infrastruktur, wissenschaft-
liche Forschung, Gesundheitsleistungen und soziale 
Dienstleistungen. Die Projekte reichen vom gröss-
ten Infrastrukturprojekt über 20 Millionen Franken, 
der Unterstützung des öffentlichen Verkehrs, bis 
zu Kleinprojekten zur Entwicklung der Zivilgesell-
schaft, die mit 10 000 Franken unterstützt werden. 
Zu unterstreichen ist aber nicht nur die Vielfalt der 
Projekte, sondern auch der Enthusiasmus, die Kom-
petenz und das Engagement der Begünstigten. Ich 
bin zuversichtlich, dass das Programm auch über 
die Projekte hinaus positive Auswirkungen haben 
wird. Polen hat sich rasch entwickelt, aber der sozio-
ökonomische Zusammenhalt muss weiter verbessert 
werden. Ich möchte der Schweizer Regierung und 
der Schweizer Bevölkerung danken, dass sie diesen 
Prozess durch das schweizerisch-polnische Zusam-
menarbeitsprogramm unterstützen.
Paweł Orłowski, Unterstaatssekretär, Ministerium 
für Regionalentwicklung

Stimmen aus den Partnerstaaten
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Slowakei
Das schweizerisch-slowakische Zusammenarbeits
programm bildet eine sehr sinnvolle Ergänzung zu 
den Unterstützungsprogrammen, die zum Beispiel 
vom EU-Strukturfonds finanziert werden. Es fördert 
Bereiche, die aus nationaler, regionaler oder lokaler 
Sicht für die Entwicklung der Slowakei wichtig sind 
und dazu beitragen, die wirtschaftlichen und so-
zialen Ungleichheiten innerhalb der Slowakei und 
zwischen der Slowakei und weiter entwickelten Mit-
gliedern der Europäischen Union zu verringern (z.B. 
Unterstützung von Sozialdiensten für Kinder und Ju-
gendliche). Das Programm ist durch Flexibilität und 
Ergebnisorientierung geprägt, berücksichtigt aber 
gleichzeitig die Möglichkeiten und Fähigkeiten der 
Unterstützungsberechtigten. Die Zusammenarbeit 
mit den Schweizer Partnern ist konstruktiv und in den 
meisten Fällen auch sehr dynamisch. Eine Schwäche 
des Programms ist das langwierige zweigeteilte (Slo-
wakische Republik, Schweizer Eidgenossenschaft) 
und zweistufige (vorläufiger Projektbeschrieb, de-
finitiver Projektbeschrieb) Genehmigungsverfahren 
für die Projekte und die fehlende Flexibilität beim 
Einsatz nicht verwendeter Beträge nach Ablauf der 
Verpflichtungsperiode. 
Jan Krak, Generaldirektor, Sektion für internationale 
Zusammenarbeit

Slowenien
Die Umsetzung der Projekte im Rahmen des slowe-
nisch-schweizerischen Zusammenarbeitsprogramms 
zur Verringerung der wirtschaftlichen und sozialen 
Ungleichheiten in der erweiterten EU steht im Mo-
ment in ihrer intensivsten Phase. Die slowenische Öf-
fentlichkeit erwartet demnächst die ersten konkre-
ten Ergebnisse aus diesen Projekten. Ein besonderes 
Augenmerk sollte auf Projekte zur Verbesserung der 
Energieeffizienz, die Einführung von erneuerbaren 
Energien, die Modernisierung von medizinischen Ap-
paraturen für die Krebsbehandlung, die Förderung 
der Zivilgesellschaft – ein wichtiger Entwicklungsfak-
tor – und, last but not least, auf die Förderung und 
Stärkung von Partnerschaften zwischen Gemeinden 
und Regionen in Slowenien und der Schweiz gelegt 
werden. Zur Verringerung der wirtschaftlichen und 
sozialen Ungleichheiten zwischen EU-Mitgliedstaa-
ten ist es für Slowenien wichtig, dass nicht nur die 
ausgewählten Projekte in strukturschwachen slowe-
nischen Regionen umgesetzt werden, sondern dass 
bei den Projekten auch slowenische Unternehmen 
berücksichtigt werden. Die Zusammenarbeit mit 
der Schweiz im Rahmen des sogenannten Erweite-
rungsbeitrags ist sehr fruchtbar, insbesondere mit 
der Schweizer Botschaft in Ljubljana. Deshalb hoffen 
wir, dass eine solche Zusammenarbeit auch in Zu-
kunft möglich ist. 
Monika Kirbiš Rojs, MSc, Staatssekretärin

Tschechische Republik
Im Rahmen des Erweiterungsbeitrags gewährt die 
Schweiz der Tschechischen Republik einen nichtrück-
zahlbaren Beitrag in der Höhe von über 100 Millio-
nen Franken. Das Programm unterstützt zahlreiche 
Projekte in verschiedenen Bereichen, darunter grosse 
Infrastruktur- und Verkehrsvorhaben und Projekte in 
den Bereichen Sozialhilfe und Gesundheit sowie For-
schung. Schwerpunkte wie Justizwesen, NGO und 
die Bekämpfung von Korruption und organisiertem 
Verbrechen seien ebenfalls erwähnt. Wir schätzen 
die Komplementarität zu anderen Finanzquellen und 
den partnerschaftlichen Ansatz, der Möglichkeiten 
für eine zukünftige bilaterale Zusammenarbeit eröff-
net und in vielen Fällen weiterentwickelt. 
Eva Anderovà, Leiterin der Abteilung für 
internationale Beziehungen

Ungarn
Für Ungarn ist der Zugang zu den Mitteln aus der 
schweizerisch-ungarischen Zusammenarbeit von 
grösster Bedeutung. Dieses Programm ermöglicht es 
uns, mit dem Geber konzeptionell zusammenzuar-
beiten, die realen Bedürfnisse der Antragsteller zu 
unterstützen und kreative und nützliche Projekte zu 
realisieren.
Im Rahmen der verschiedenen Beihilfen und EU-
Mittel, die Ungarn zur Verfügung stehen, spielen die 
Mittel des schweizerisch-ungarischen Zusammen-
arbeitsprogramms eine wichtige Rolle. Sie eröffnen 
Entwicklungsmöglichkeiten für Bereiche und Projek-
te, die nicht aus anderen Mitteln unterstützt werden 
können. Die Schwerpunkte sind sehr vielfältig und 
reichen von regionalen Initiativen zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen über Überschwemmungsprävention, 
Infrastrukturentwicklung, Waldkindergärten und 
-schulen, die Kinder für ökologische Fragen sen-
sibilisieren, bis zum medizinischen Tourismus und 
Risikokapital. Diese Schwerpunkte entstanden auf 
Wunsch der Antragsteller. Das Programm stellt 130 
Millionen Franken zur Verfügung und unterstützt 
fast 40 Projekte. 
Balázs Simó, Leiter der Abteilung für internationale 
Zusammenarbeitsprogramme 

Zypern
Zypern profitiert vom Schweizer Erweiterungsbei-
trag: Mit 5,7 Millionen Franken werden die Um-
weltbedingungen verbessert und die technische 
Berufsbildung wird unterstützt. Angesichts der po-
sitiven und fruchtbaren Zusammenarbeit zwischen 
den beiden Ländern werden alle drei Projekte einen 
direkten und konkreten Beitrag an die nachhaltige 
Entwicklung der Umwelt und/oder der Sozialbedin-
gungen Zyperns leisten. 
George Georghioum, Ständiger Sekretär des 
Planungsbüros
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Nachdem in den EU-10 nun alle Projekte genehmigt 
sind, muss sichergestellt werden, dass die Projekte 
bis am 14. Juni 2017 erfolgreich abgeschlossen wer-
den. Die Umsetzung der über 200 Projekte wird von 
DEZA und SECO eng begleitet. Die Umsetzung findet 
generell in einem schwierigen Umfeld statt, und ex-
terne Faktoren, wie zum Beispiel eine Verschlechte-
rung der Wirtschaftslage oder personelle Änderun-
gen auf der Partnerseite, könnten sich in einzelnen 
Fällen negativ auf die Projektabwicklung auswirken. 
Es gibt aber Grund zur Zuversicht, dass die ausge-
wählten Projekte die hohen qualitativen Anforderun-
gen und Erwartungen erfüllen werden. Regelmässi-
ge Projektberichte und Projektbesuche erlauben eine 
laufende Risikobeurteilung. Im Vordergrund stehen 
dabei auch Massnahmen, welche das Risiko von 
Missbrauch und Korruption vermindern.

Die angestrebten Resultate der Projekte, wie sie in 
dieser Broschüre zusammengefasst sind, werden 
in den neuen Mitgliedstaaten einen substanziellen 
Beitrag zur Verbesserung und Weiterentwicklung 
verschiedener Sektoren leisten. Dieser Beitrag der 
Schweiz wird in den nächsten Jahren konkret sicht-
bar werden.

Ausblick
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Erweiterungsbeitrag für ESTLAND 
40 Millionen Franken

Bevölkerung: 1,3 Millionen
Schweizer Importe aus Estland: 45,7 Millionen Franken
Schweizer Exporte nach Estland: 101,9 Millionen Franken
Wachstumsrate des realen BIP: 7,6 Prozent
Kaufkraft im Verhältnis zum EU-Ø (2010): 64,0 Prozent
(Quelle: Eurostat, Schweizer Aussenhandelsstatistik, 2011)

Projektziele

In Estland wurden 18 Projekte im Umfang von 37,9 Millionen Franken geneh-
migt. Alle Projekte können einem der folgenden Ziele zugeordnet werden: 

Wirtschaftswachstum fördern und Arbeitsbedingungen verbessern 

Ausbildung im Bereich Rechnungslegungs- und Buchprüfungsvorschriften
Die Anwendung internationaler Normen im Bereich Rechnungslegung und Buch-
prüfung verbessert das Investitionsklima und hilft, Finanzkrisen vorzubeugen. Die 
Schweiz unterstützt deshalb Estland in seinen Bemühungen, EU-Recht im Bereich 
Unternehmensfinanzberichterstattung und -revision umzusetzen.

Stipendien- und Forschungsprogramm 
Das Stipendienprogramm ermöglicht Doktoranden und Post-Doktoranden aus 
Estland einen befristeten Forschungsaufenthalt in der Schweiz. Dadurch wird die 
Zusammenarbeit von schweizerischen und estnischen Forschungsinstitutionen 
ausgebaut und der Forschungsplatz Estland gefördert. 
Des Weiteren unterstützt ein Projekt die estnische Forschungslandschaft im Be-
reich der Nanotechnologie durch die Beschaffung von und die Schulung an ei-
nem spezifischen Mikroskop.  

Soziale Sicherheit erhöhen

Verbesserung der Situation von Heimkindern 
Das Projekt unterstützt den Bau von 10 neuen Kinderheimen in drei estnischen 
Gemeinden. Diese neuen Kinderheime, die insgesamt 80 Kindern ohne elterliche 
Betreuung einen Platz zum Aufwachsen bieten, dienen auch als Modellhäuser 
für den Bau zukünftiger Kinderheime in Estland. Dank einer maximalen Belegung 
von zehn Kindern pro Heim ist es möglich, familienähnliche Strukturen für die 
heranwachsenden Kinder zu schaffen. 

Therapie für drogensüchtige Strafgefangene
Das Projekt zielt darauf ab, drogenabhängigen Straftätern im Strafvollzug oder 
während ihrer Bewährungszeit Therapiemassnahmen anzubieten. So wird diesen 
Menschen ein Drogenentzug sowie die Reintegration in die Gesellschaft ermög-
licht und damit die Drogenkriminalität im Land eingedämmt. 

Effizienzsteigerung bei den Notrufdiensten sowie im Ambulanzwesen
Mit der Finanzierung zweier aufeinander abgestimmter Projekte trägt die 
Schweiz zur Modernisierung der Einsatzzentralen und Rettungsdienste in Estland 
bei. Projektziel ist es, die Zeitspanne zwischen der Entgegennahme eines Notrufs 

Anhang 1: Die einzelnen Partnerstaaten im Überblick
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und dem Erscheinen von Rettungsdiensten vor Ort erheblich zu verkürzen und 
somit die Qualität der estnischen Rettungs- und Betreuungsdienste spürbar zu 
verbessern.

Bewegungstherapie für verunfallte Kinder
Durch dieses Projekt wird in einer Kinderklinik ein Gerät finanziert, welches Kin-
der, die nach einem Unfall an starker Gehbehinderung leiden, bei der Rehabili-
tation unterstützt. 

Umwelt schützen

Modernisierung der Umweltüberwachungssysteme
Die Schweiz stattet estnische Laboratorien und Umweltüberwachungsstationen 
mit modernen Geräten aus und finanziert die Schulung des Personals. Dadurch 
soll Estland künftig über flächendeckende und zuverlässige Umweltdaten in den 
Bereichen Wasser, Luft, radioaktive Strahlung und Naturgefahren verfügen.

Förderung energieeffizienter Baumethoden sowie entsprechender 
Baustandards
Die Energieeffizienz estnischer Gebäude ist etwa 20-30% schlechter als jene in 
anderen EU-Staaten. Daher wird mit dem Erweiterungsbeitrag die Entwicklung, 
Anwendung und Verbreitung von Energieeffizienzstandards unterstützt. Im Rah-
men von Pilotprojekten werden drei Kindergärten und ein Altersheim energieef-
fizient (um)gebaut.

Öffentliche Sicherheit erhöhen

Justizreformen: Internationale Richterkonferenz, Verbesserung von 
Gerichtsverhandlungen
Eine im September 2010 abgehaltene Richterkonferenz sowie die Ausstattung 
von 15 Gerichtssälen, 5 Polizeigefängnissen und 2 Sälen der Staatsanwaltschaft 
ermöglichen der estnischen Justiz, Gerichtsverfahren effizienter und kostengüns-
tiger als bisher zu gestalten.

Verbesserung des Brandschutzes in Spitälern und Pflegeheimen
Durch dieses Projekt wird die Feuersicherheit von über 200 Pflegeheimen und 
Spitälern in Estland verbessert. Um dies zu erreichen, werden Sicherheitsbestim-
mungen und Anleitungen erarbeitet und wird das medizinische Fachpersonal 
dieser Einrichtungen geschult.

Modernisierung des Nationalen Forensischen Instituts
Zur verbesserten Verbrechensbekämpfung in Estland werden die Anschaffung 
moderner Ausrüstungen und die Durchführung von Schulungen zugunsten des 
Estnischen Institutes für Forensik und weiterer mit der Strafverfolgung betrauter 
Behörden finanziert.

Grenzsicherheit: Nummernschilderkennung an der Aussengrenze Estlands
Das Projekt zielt darauf ab, zur effizienten Bekämpfung von Steuerbetrug und 
Schmuggel an den estnischen Seehäfen Kontrollpunkte zur automatischen Num-
mernschilderkennung aufzubauen und diese Kontrollpunkte in das nationale  
System zu integrieren.

Zivilgesellschaft stärken

Unterstützung zivilgesellschaftlicher Initiativen auf Lokalebene
Der Fonds für NGOs in Estland stärkt die Zivilgesellschaft und fördert deren ak-
tive Teilnahme am gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Leben. 
Konkret werden Kleinprojekte finanziert, welche NGOs im Sozial- und Gesund-
heitsbereich in Zusammenarbeit mit Gemeinden ausführen.
 
Weitere Informationen finden Sie unter: 
http://www.swiss-contribution.admin.ch/estonia/ 

Wirtschaftswachstum fördern und 
Arbeitsbedingungen verbessern
3 Projekte 
CHF 4'023'337

Soziale Sicherheit erhöhen
5  Projekte 
CHF 10'228'335

Umwelt schützen
2  Projekte 
CHF 15'000'000

Öffentliche Sicherheit erhöhen
5  Projekte 
CHF 5'992'057

Zivilgesellschaft stärken 
1  Projekt 
CHF 2'500'000

Projektvorbereitung + technische Hilfe
2  Projekte 
CHF 176'271

Total  CHF 37'920'000
Dazu kommen die Umsetzungskosten  
auf Schweizer Seite.

Grafik: Aufteilung des Erweiterungsbeitrags 
nach Projektzielen
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Erweiterungsbeitrag für Lettland 
60 Millionen Franken

Bevölkerung: 2,2 Millionen
Schweizer Importe aus Lettland: 42,2 Millionen Franken
Schweizer Exporte nach Lettland: 200,6 Millionen Franken
Wachstumsrate des realen BIP: 5,5 Prozent
Kaufkraft im Verhältnis zum EU-Ø (2010): 51,0 Prozent
(Quelle: Eurostat, Schweizer Aussenhandelsstatistik, 2011)

Projektziele

In Lettland wurden 12 Projekte im Umfang von 56,9 Millionen Franken genehmigt. 
Alle Projekte können einem der folgenden Ziele zugeordnet werden: 

Wirtschaftswachstum fördern und Arbeitsbedingungen verbessern 

Ausbildung im Bereich Rechnungslegungs- und Buchprüfungsvorschriften
Die Anwendung internationaler Normen im Bereich Rechnungslegung und Buch-
prüfung verbessert das Investitionsklima und hilft, Finanzkrisen vorzubeugen. 
Die Schweiz unterstützt deshalb Lettland in seinen Bemühungen, EU-Recht im 
Bereich Unternehmensfinanzberichterstattung und -revision umzusetzen.
 
Mikrokreditprogramm
Infolge der Wirtschafts- und Finanzkrise stieg die Arbeitslosenquote Lettlands 
massiv an. Das Mikrokreditprogramm erleichtert Kleinstunternehmen und selb-
ständig Erwerbenden den Zugang zu Startfinanzierung und soll dadurch bis zu 
900 neue Arbeitsplätze schaffen.

Stipendien- und Forschungsprogramm
Ein Stipendienprogramm ermöglicht Doktoranden und Post-Doktoranden aus 
Lettland einen befristeten Forschungsaufenthalt in der Schweiz. Dadurch wird 
die Zusammenarbeit von schweizerischen und lettischen Forschungsinstitutionen 
ausgebaut und der Forschungsplatz Lettland gefördert. 
Ein weiteres Projekt verbessert die lettische Hochschulausbildung und stärkt de-
ren internationale Wettbewerbsfähigkeit, indem es Schweizer Professoren, For-
schenden und Angestellten von Bildungseinrichtungen Kurzaufenthalte in Lett-
land für Vorlesungen, Forschungskolloquien oder einen Erfahrungsaustausch bei 
der Entwicklung von neuen Bildungsgängen ermöglicht.

Soziale Sicherheit erhöhen

Regionalentwicklung: Schulbusse für ländliche Regionen und Aufbau von 
Jugendzentren 
Mit diesem Projekt wurde das Transportsystem für Schulkinder in ländlichen und 
benachteiligten Regionen Lettlands verbessert. Dank den 110 Schulbussen, die 
an 60 Gemeinden verteilt wurden, haben heute 9000 Schulkinder einen siche-
ren Schulweg und können dadurch von einem erleichterten Zugang zur Bildung 
profitieren. 
Durch ein weiteres Projekt werden elf neue Jugendzentren gebaut und sechs 
bestehende Zentren renoviert sowie regionale Aktivitäten für junge Menschen 
unterstützt, die in abgelegenen und benachteiligten Regionen Lettlands leben. 
Dank diesem Projekt sollen Jugendliche die Möglichkeit haben, sich sozial zu 
engagieren.

26



Erweiterungsbeitrag für Lettland 
60 Millionen Franken

1%

31%

18%
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Wirtschaftswachstum fördern und 
Arbeitsbedingungen verbessern
4 Projekte 
CHF 11'956'905

Soziale Sicherheit erhöhen
2  Projekte 
CHF 17'769'767

Umwelt schützen
1  Projekt 
CHF 13'000'000

Öffentliche Sicherheit erhöhen
2  Projekte 
CHF 10'379'730

Zivilgesellschaft stärken 
1  Projekt 
CHF 3'500'000

Projektvorbereitung + technische Hilfe
2  Projekte 
CHF 273'598

Total  CHF 56'880'000
Dazu kommen die Umsetzungskosten  
auf Schweizer Seite.

Umwelt schützen

Sanierung des verunreinigten Gebiets im Industriehafen Rigas
Das Sarkandaugava-Gebiet wurde seit 1872 für den Transport und die Lage-
rung von Erdölprodukten benutzt. Mit dem Schweizer Beitrag werden der ver-
unreinigte Boden und das Wasser gesäubert und die Altlasten entsorgt. Dadurch 
wird auch die Verschmutzung des in die Ostsee mündenden Flusses Daugava 
gestoppt.

Öffentliche Sicherheit erhöhen

Verbesserung des Brandschutzes in öffentlichen Schulen
Mit diesem Projekt werden die Brandschutzmassnahmen in 138 Schulen in ab-
gelegenen und benachteiligten Regionen Lettlands verbessert, um die Kinder vor 
Brandunfällen zu schützen. Zusätzlich werden die Brandschutzkenntnisse vertieft 
und die Erfahrungen der Schweiz auf diesem Gebiet genutzt.

Justizreform: Videokonferenzen in Gerichten und Optimierung 
gerichtlicher Arbeitsabläufe
Das Projekt zielt auf ein qualitativ besseres und effizienteres Gerichtswesen ab. 
Konkret werden neue Kommunikationstechnologien (Audio, Videokonferenzen, 
Internet) und neu gestaltete Gerichtsabläufe zu diesem Ziel beitragen.

Zivilgesellschaft stärken

Zivilgesellschaftliche Initiativen zu Gunsten von Jugendlichen und älteren 
Menschen
Mit dem NGO-Fonds soll die Lebensqualität von Kindern, Jugendlichen und älte-
ren Menschen erhöht werden. Der Fonds unterstützt NGOs, die mit diesen Be-
völkerungsgruppen zusammenarbeiten. Dank Partnerschaften mit öffentlichen 
Einrichtungen und Schweizer NGOs sollen diese Ziele erreicht werden.

Weitere Informationen finden Sie unter: 
http://www.swiss-contribution.admin.ch/latvia/

Grafik: Aufteilung des Erweiterungsbeitrags 
nach Projektzielen
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Erweiterungsbeitrag für Litauen 
71 Millionen Franken

Bevölkerung: 3,2 Millionen
Schweizer Importe aus Litauen: 47,3 Millionen Franken
Schweizer Exporte nach Litauen: 133 Millionen Franken
Wachstumsrate des realen BIP: 5,9 Prozent
Kaufkraft im Verhältnis zum EU-Ø (2010): 57 Prozent
(Quelle: Eurostat, Schweizer Aussenhandelsstatistik, 2011)

Projektziele

In Litauen wurden 8 Projekte im Umfang von 67,3 Millionen Franken genehmigt. 
Alle Projekte können einem der folgenden Ziele zugeordnet werden: 

Wirtschaftswachstum fördern und Arbeitsbedingungen verbessern 

Stipendien- und Forschungsprogramm
Das Stipendienprogramm ermöglicht Doktoranden und Post-Doktoranden aus Li-
tauen einen befristeten Forschungsaufenthalt in der Schweiz und stärkt somit die 
institutionellen Beziehungen der beiden Länder auf dem Gebiet der Forschung. 
Mit einem umfassenden Forschungsprogramm stärkt die Schweiz den litauischen 
Forschungsplatz und damit auch die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit des 
Landes. Schweizerisch-litauische Forschungsprojekte von höchster Qualität und 
gemeinsame wissenschaftliche Veranstaltungen zu Natur-, Umwelt-, Gesund-
heits- und Biowissenschaften tragen zu diesem Ziel bei und lassen ebenfalls 
zahlreiche neue wissenschaftliche Partnerschaften zwischen den beiden Ländern 
entstehen.

Soziale Sicherheit erhöhen

Modernisierung der medizinischen Ausrüstung in Geburtenabteilungen 
und Ausbildung des Gesundheitspersonals 
Das Projekt verbessert landesweit die Gesundheitsdienstleistungen “Mutter und 
Kind“. In 22 litauischen Spitälern fördert die Schweiz die Weiterbildung des Ge-
sundheitspersonals und die Modernisierung veralteter Spitalinfrastrukturen. Da-
durch werden die Rahmenbedingungen für gebärende Frauen und Neugeborene 
stark verbessert.

Umwelt schützen

Wärmeisolation und energieeffiziente Anlagetechnik in öffentlichen 
Spitälern
In mindestens 16 der oben genannten 22 Spitäler wird die Energieeffizienz er-
höht. Dank einer besseren Isolierung finden gebärende Frauen und neugeborene 
Kinder bessere Rahmenbedingungen vor, die Unterhaltskosten der Spitäler wer-
den gesenkt und der Umweltschutz wird gefördert. 

Öffentliche Sicherheit erhöhen

Justizreform: Videokonferenzen in Gerichten und Optimierung 
gerichtlicher Arbeitsabläufe
Durch neue Kommunikationstechnologien wie Videokonferenzen werden Ge-
richtsabläufe optimiert, was zu einem effizienteren Gerichtswesen in Litauen 
beitragen wird.
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Erweiterungsbeitrag für Litauen 
71 Millionen Franken
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Wirtschaftswachstum fördern und 
Arbeitsbedingungen verbessern
2 Projekte 
CHF 13'052'000

Soziale Sicherheit erhöhen
1 Projekt 
CHF 26'600'000

Umwelt schützen
1 Projekt 
CHF 19'000'000

Öffentliche Sicherheit erhöhen
1 Projekt 
CHF 1'771'032

Zivilgesellschaft stärken 
1 Projekt 
CHF 5'552'775

Projektvorbereitung + technische Hilfe
2 Projekte 
CHF 1'342'193

Total  CHF 67'318'000
Dazu kommen die Umsetzungskosten  
auf Schweizer Seite.

Zivilgesellschaft stärken

Initiativen zur Stärkung der Zusammenarbeit zwischen Zivilgesellschaft 
und Gemeinden
Der Fonds für NGOs in Litauen stärkt die Zivilgesellschaft und fördert deren ak-
tive Teilnahme am gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Leben. 
In Zusammenarbeit mit lokalen Gemeinden und zum Teil Schweizer NGOs als 
Partner werden konkrete Kleinprojekte finanziert, welche NGOs im Sozial- und 
Gesundheitsbereich ausführen.

Weitere Informationen finden Sie unter: 
http://www.swiss-contribution.admin.ch/lithuania/

Grafik: Aufteilung des Erweiterungsbeitrags 
nach Projektzielen
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Erweiterungsbeitrag für Malta 
5 Millionen Franken

Bevölkerung: 0,4 Millionen
Schweizer Importe aus Malta: 14 Millionen Franken
Schweizer Exporte nach Malta: 60,1 Millionen Franken
Wachstumsrate des realen BIP: 2,1 Prozent
Kaufkraft im Verhältnis zum EU-Ø (2010): 83,0 Prozent
(Quelle: Eurostat, Schweizer Aussenhandelsstatistik, 2011)

Projektziele

In Malta wurden 3 Projekte im Umfang von 4,8 Millionen Franken genehmigt. 
Alle Projekte können einem der folgenden Ziele zugeordnet werden: 

Wirtschaftswachstum fördern und Arbeitsbedingungen verbessern 

Diplomatenausbildung im Mittelmeerraum
Die Schweiz finanziert jungen Diplomaten aus Nordafrika und dem Mittleren Os-
ten Stipendien für die Teilnahme am Master-Kurs in der Mediterranean Academy 
of Diplomatic Studies (MEDAC). Die Schweiz und Malta führen somit ihre lang-
jährige Partnerschaft für Frieden und Stabilität im Mittelmeerraum weiter. Ein 
Schweizer Professor lehrt an der MEDAC und es besteht eine enge Zusammenar-
beit mit Schweizer Fachinstituten und der Schweizer Diplomatie.

Soziale Sicherheit erhöhen

Prävention und Diagnostik von Krebs
Um Krebs effizient und erfolgreich behandeln zu können, ist eine zeitgemässe 
Infrastruktur zur Krebsdiagnose nötig. Durch das Projekt wird ein Positron-
Emissions-Tomograph (PET-Scanner) im öffentlichen „Mater Dei“-Spital in Malta 
installiert. Somit wird der Zugang zur modernen Krebsdiagnose für die gesamte 
Bevölkerung Maltas gewährleistet. Zudem wird ein eigenständiges Onkologie-
zentrum im Spital gefördert. Dabei arbeitet das Spital mit dem Onkologischen 
Institut der italienischen Schweiz (IOSI) in Bellinzona zusammen. Somit verringert 
das Projekt Ungleichheiten im maltesischen Gesundheitswesen.

Weitere Informationen finden Sie unter: 
http://www.swiss-contribution.admin.ch/malta Wirtschaftswachstum fördern und 

Arbeitsbedingungen verbessern
1 Projekt 
CHF 1'900'000

Soziale Sicherheit erhöhen
1 Projekt 
CHF 2'794'000

Projektvorbereitung + technische Hilfe
1 Projekt 
CHF 50'000

Total  CHF 4'744'000
Dazu kommen die Umsetzungskosten  
auf Schweizer Seite.

Grafik: Aufteilung des Erweiterungsbeitrags 
nach Projektzielen
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Erweiterungsbeitrag für Malta 
5 Millionen Franken

Erweiterungsbeitrag für Polen 
489 Millionen Franken

Bevölkerung: 38,2 Millionen
Schweizer Importe aus Polen: 1‘372,5 Millionen Franken
Schweizer Exporte nach Polen: 1‘974,2 Millionen Franken
Wachstumsrate des realen BIP: 4,3 Prozent
Kaufkraft im Verhältnis zum EU-Ø (2010): 63,0 Prozent
(Quelle: Eurostat, Schweizer Aussenhandelsstatistik, 2011)

Projektziele

In Polen wurden 58 Projekte im Umfang von 464,6 Millionen Franken geneh-
migt. Rund 40 Prozent dieser Mittel kommen den strukturschwachen Regionen 
Südostpolens zugute. Alle Projekte können einem der folgenden Ziele zugeord-
net werden: 

Wirtschaftswachstum fördern und Arbeitsbedingungen verbessern 

Förderung der sozialen Verantwortung der KMU und nachhaltige 
Entwicklung
Das Projekt zielt darauf ab, die Kenntnisse im Bereich der nachhaltigen und so-
zialen Unternehmensführung (Corporate Social Responsibility) zu vertiefen. Im 
Rahmen von Pilotprojekten werden rund 100 KMU bei der Umsetzung konkreter 
Massnahmen unterstützt. In Publikationen und an öffentlichen Anlässen werden 
diese Pilotprojekte bekannt gemacht.

Förderung lokaler Unternehmen und Produkte in strukturschwachen 
Regionen und Ausbildungsmöglichkeiten insbesondere für junge Leute
Mit diesen Projekten fördert die Schweiz den Tourismus und die Vermarktung 
regionaler Produkte in strukturschwachen Regionen Polens. Durch diese zehn 
Projekte werden rund 5‘000 Leute ausgebildet, ungefähr 250 Unternehmen 
gegründet und um die 750 Arbeitsplätze geschaffen sowie weitere 900 loka-
le Kleinunternehmer und landwirtschaftliche Betriebe unterstützt. Die meisten 
dieser Tätigkeiten werden durch Promotionskampagnen, Weiterbildungen und 
Beratungsdienstleistungen begleitet. Zusätzlich werden lokal verankerte Struk-
turen zur Förderung der Regionalentwicklung aufgebaut oder unterstützt, so 
zum Beispiel Touristen-Informationssysteme oder die Renovierung von lokalen 
Tourismusunterkünften. 

Ausbildung im Bereich Rechnungslegungs- und Buchprüfungsvorschriften 
Die Anwendung internationaler Normen im Bereich Rechnungslegung und Buch-
prüfung verbessert das Investitionsklima und hilft, Finanzkrisen vorzubeugen. Die 
Schweiz unterstützt deshalb Polen in seinen Bemühungen, EU-Recht im Bereich 
Unternehmensfinanzberichterstattung und -revision umzusetzen.

Bereitstellung von Risikokapital für KMU 
Dieses Projekt erleichtert KMU den Zugang zu langfristiger Finanzierung und 
schafft insbesondere in strukturschwachen Regionen zahlreiche Arbeitsplätze. 
Mit Risikokapital – d.h. der Beteiligung an den Eigenmitteln der Unternehmen 
– kann das Wachstum der KMU finanziert werden. Die ergänzende technische 
Begleitung ermöglicht es, die Managementmethoden zu modernisieren.
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Wirtschaftswachstum fördern und 
Arbeitsbedingungen verbessern
15 Projekte 
CHF 157'765'719

Soziale Sicherheit erhöhen
9 Projekte 
CHF 39'479'938

Umwelt schützen
23 Projekte 
CHF 198'726'913

Öffentliche Sicherheit erhöhen
7 Projekte 
CHF 32'000'000

Zivilgesellschaft stärken 
2 Projekte 
CHF 28'101'153

Projektvorbereitung + technische Hilfe
2 Projekte 
CHF 8'496'277

Total  CHF 464'570'000
Dazu kommen die Umsetzungskosten  
auf Schweizer Seite.

Stipendien- und Forschungsprogramm
Durch den Forschungsfonds werden rund 40 Projekte von polnischen und 
schweizerischen Forschungsinstitutionen in den Bereichen „Informations- und 
Kommunikationstechnologie“, „erneuerbare Energien“, „Nanotechnologie“, 
„Gesundheit“ sowie „Umwelt“ gemeinsam durchgeführt. 
Durch das Stipendienprogramm können über 300 polnische Akademikerinnen 
und Akademiker einen Forschungsaufenthalt an einer Schweizer Hochschule ab-
solvieren. Dies fördert und intensiviert die Beziehungen von schweizerischen und 
polnischen Hochschulen und stärkt Polen auch als Forschungsstandort.

Soziale Sicherheit erhöhen

Verbesserung der medizinischen Prävention und Grundversorgung 
Genehmigt wurden drei Projekte zur Prävention von Übergewicht, Hepatitis C 
und Missbrauch von Tabak, Alkohol sowie psychoaktiven Substanzen. Im Rah-
men dieser Projekte sollen durch breit angelegte Aufklärungsmassnahmen ins-
besondere schwangere Frauen, drogenabhängige Personen und Schulkinder für 
die damit verbundenen Gefahren sensibilisiert werden. Zusätzlich zielt ein lan-
desweites Projekt auf eine gesunde Ernährung und die bessere Mundhygiene 
von Kleinkindern ab. 
Mit Infrastruktur- und Ausbildungsmassnahmen in rund 50 Pflegeinstitutionen 
und Heimen in den vier strukturschwächsten Regionen Polens soll der Lebens-
standard der betroffenen Bewohner verbessert werden. Das Programm ist auf 
ältere und behinderte Menschen sowie Kinder und Jugendliche aus schwierigen 
familiären Verhältnissen ausgerichtet und trägt zur sozialen Eingliederung von 
Heimbewohnern bei. Rund 1‘500 Personen des Pflegepersonals erhalten im Rah-
men dieser Projekte zusätzliche Weiterbildungen.  

Umwelt schützen
Verbesserung der Energieeffizienz und Förderung erneuerbarer Energien
Die Nutzung erneuerbarer Energien wird in mehr als 16'000 Haushalten und 
rund 250 öffentlichen Gebäuden gefördert. In etwa 700 Haushalten und rund 
20 öffentlichen Gebäuden wird die Energieeffizienz erhöht. Ausserdem wird ein 
mit Biomasse betriebenes Heizkraftwerk gebaut.

Abfallentsorgung 
31'000 Einwohner profitieren vom Bau einer neuen Entsorgungsanlage. Vier De-
ponien sollen saniert werden. Weiter unterstützt die Schweiz Polen dabei, ein 
System zur Überwachung und Entsorgung von Asbest einzuführen, asbesthal-
tige Abfälle aus illegalen Deponien zu entfernen und die Hausdächer von rund 
14'000 Haushalten und elf öffentlichen Gebäuden zu sanieren. Rund 70'000 
Tonnen asbesthaltige Abfälle werden fachgerecht entsorgt.
     
Verbesserung der Sicherheit und Verlässlichkeit des öffentlichen Lokal- 
und Regionalverkehrs 
Dank dem Kauf von vier modernen und emissionsarmen Dieselzügen wird das 
öffentliche Verkehrsangebot auf der knapp 60 Kilometer langen Strecke von 
Malbork nach Grudziadz im Norden von Polen verbessert. Weiter werden sechs 
elektrisch betriebene Zugskompositionen für eine wichtige Pendlerstrecke im 
südwestlichen Einzugsgebiet von Warschau beschafft. In der nordöstlich von 
Warschau liegenden Stadt Legionowo wird das Bahnhofsgebäude, das in den 
70er-Jahren als Provisorium gebaut wurde, erneuert. Zwei neue Fahrgastinforma-
tionssysteme ergänzen die Projekte.

Förderung von Biodiversität und Naturschutz
Durch diese Projekte werden Revitalisierungs- und Schutzmassnahmen auf rund 
1‘500 Hektaren in besonders artenreichen Gebieten ausgearbeitet, Grundlagen-
daten auf einer Fläche von rund 0,5 Millionen Hektaren erhoben und Monito-
ring-Systeme in einem Gebiet von ebenfalls über einer halben Million Hektaren 
aufgebaut. Des Weiteren fördern die Projekte die ökologische und sozial nach-
haltige wirtschaftliche Entwicklung durch sanften Tourismus in 35 Gemeinden, 
einschliesslich der Aus- und Weiterbildung von Behördenvertretern, Landwirten 

Grafik: Aufteilung des Erweiterungsbeitrags 
nach Projektzielen
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und Waldbesitzern. Zudem sollen breit angelegte Sensibilisierungskampagnen 
die Menschen zu ökologisch nachhaltigem Verhalten animieren. 

Öffentliche Sicherheit erhöhen

Unterstützung im Bereich Migrations- und Krisenmanagement
Mit Polen wurde im Rahmen eines Projekts eine intensive Zusammenarbeit im 
Bereich der Migration vereinbart. Ein weiteres Projekt schult lokale Behörden im 
Umgang mit Not- und Krisensituationen. 

Verbesserung der Grenzsicherheit und Modernisierung von 
Grenzübergängen
Bei sechs Grenzübergängen wird die Infrastruktur oder die Ausrüstung wesent-
lich verbessert, um die Abwicklung des Grenzverkehrs zu optimieren und die 
organisierte Kriminalität besser bekämpfen zu können. Ein Projekt rüstet mobile 
Einsatzgruppen mit 70 speziellen Fahrzeugen aus, um die Bewachung der fast 
1‘200 Kilometer langen Schengen-Aussengrenze zu verbessern. 

Verbesserung der Sicherheit von Verkehrsteilnehmern
Nationale und lokale Behörden werden zur Erhöhung der Sicherheit im Strassen-
verkehr ausgebildet.

Zivilgesellschaft stärken 

Förderung von zivilgesellschaftlichen Initiativen im Sozialbereich
Mit dem Fonds für NGOs wird die Zivilgesellschaft in Polen gestärkt. Insgesamt 
werden über 200 Kleinprojekte umgesetzt, viele davon unter Einbezug von 
Schweizer Institutionen. 

Partnerschaften zwischen schweizerischen und polnischen Gemeinden und 
öffentlichen Institutionen
Mit dem Partnerschaftsfonds wird die Zusammenarbeit zwischen schweizeri-
schen und polnischen Städten und Gemeinden gefördert und intensiviert. Ins-
gesamt werden rund 30 Kleinprojekte durch einen Austausch von Fachwissen 
umgesetzt.  
 
Weitere Informationen finden Sie unter: 
http://www.swiss-contribution.admin.ch/poland/ 
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Erweiterungsbeitrag für die Slowakische Republik 
67 Millionen Franken

Bevölkerung: 5,4 Millionen
Schweizer Importe aus der Slowakischen Republik: 668,5 Millionen Franken
Schweizer Exporte in die Slowakische Republik: 496,4 Millionen Franken
Wachstumsrate des realen BIP: 3,3 Prozent
Kaufkraft im Verhältnis zum EU-Ø (2010): 74,0 Prozent
(Quelle: Eurostat, Schweizer Aussenhandelsstatistik, 2011)

Projektziele

In der Slowakischen Republik wurden 23 Projekte im Umfang von 63,5 Millionen 
Franken genehmigt. Rund 40 Prozent dieser Mittel kommen den strukturschwa-
chen Regionen der Ostslowakei zugute. Alle Projekte können einem der folgen-
den Ziele zugeordnet werden: 

Wirtschaftswachstum fördern und Arbeitsbedingungen verbessern 

Regionalentwicklung im Bereich Tourismus
Drei Projekte mobilisieren das beträchtliche Tourismuspotenzial durch den Auf-
bau von regionalen Tourismusorganisationen und Informationszentren, die Ver-
marktung von regionalen Produkten sowie weiteren Tourismusdienstleistungen. 
Zudem werden sowohl öffentliche als auch private lokale Akteure in tourismus-
relevanten Bereichen ausgebildet.

Förderung der Berufsbildung
Ein Projekt verbessert die Zusammenarbeit zwischen den wichtigsten Akteuren 
im Berufsbildungssystem in der Slowakei, insbesondere zwischen Arbeitgebern 
und Berufsbildungsschulen, um die Berufsbildung besser auf die Anforderungen 
des Arbeitsmarktes auszurichten. Zusätzlich soll die Attraktivität der Berufsbil-
dung durch Öffentlichkeitsarbeit und Werbung erhöht werden. 

Stipendienprogramm
Das Stipendienprogramm ermöglicht Doktoranden und Post-Doktoranden aus 
der Slowakei einen befristeten Forschungsaufenthalt in der Schweiz. Dadurch 
wird die Zusammenarbeit von schweizerischen und slowakischen Forschungsins-
titutionen ausgebaut und der Forschungsplatz Slowakei gefördert.

Soziale Sicherheit erhöhen

Verbesserung der Sozialdienstleistungen in der Ostslowakei für behinderte 
Kinder sowie Minderheiten
Vier Projekte verbessern die Lebensqualität von Personen in sozialen Einrich-
tungen. Ein Projekt finanziert die Modernisierung und Erweiterung eines Behin-
dertenheims für Kinder und Erwachsene, zwei weitere Projekte verbessern die 
Qualität der Betreuung in Heimen für behinderte Kinder und ihre Angehörigen. 
Zusätzlich werden Massnahmen zur verstärkten sozialen Integration der Bewoh-
ner umgesetzt und Mitarbeiter verschiedener Heime werden weitergebildet. 
Ausserdem werden in einem weiteren Projekt zehn Gemeinschaftszentren für 
die Roma-Minderheit unterstützt.
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Erweiterungsbeitrag für die Slowakische Republik 
67 Millionen Franken

2%

7%

16%

9%

17%

49%

Wirtschaftswachstum fördern und 
Arbeitsbedingungen verbessern
5 Projekte 
CHF 10'566'000

Soziale Sicherheit erhöhen
4 Projekte 
CHF 4'814'000

Umwelt schützen
8 Projekte 
CHF 31'169'879

Öffentliche Sicherheit erhöhen
3 Projekte 
CHF 9'903'150

Zivilgesellschaft stärken 
1 Projekt 
CHF 5'510'901

Projektvorbereitung + technische Hilfe
2 Projekte 
CHF 1'552'070

Total  CHF 63'516'000
Dazu kommen die Umsetzungskosten  
auf Schweizer Seite.

Umwelt schützen

Abwasserreinigung
55 Kilometer Kanalnetz werden neu gebaut oder modernisiert. Dadurch kön-
nen 10‘000 Einwohner in strukturschwachen Regionen an das Kanalisationsnetz 
angeschlossen werden. Durch den Aus- und Neubau von Kläranlagen kann in 
neun slowakischen Gemeinden ausserdem gut vier Mal mehr Abwasser gereinigt 
werden. 

Förderung von Biodiversität und Naturschutz
Die Schweiz finanziert in der Slowakei zwei Biodiversitätsprojekte zum Schutz be-
drohter Ökosysteme. Ein Projekt unterstützt die Überwachung und Erforschung 
von Wäldern, ein weiteres Projekt zielt auf die Erhaltung und den Schutz von 
Naturgebieten und Habitaten in den slowakischen Karpaten. Die beiden Projekte 
tragen zur Erhaltung einer Vielzahl slowakischer Ökosysteme bei und sorgen da-
mit für einen langfristigen Schutz dieser bedrohten Naturgebiete.

Öffentliche Sicherheit erhöhen

Kampf gegen Korruption und organisierte Kriminalität
Das Projekt verbessert die Fähigkeiten der slowakischen Sicherheitsbehörden, 
gegen organisierte Kriminalität vorzugehen, indem das polizeiliche Informations-
system ausgebaut wird. 

Bewältigung von Naturkatastrophen
Ein Projekt unterstützt die slowakischen Behörden anhand von Ausbildungs-
massnahmen und der Beschaffung von Ausrüstung, um Naturkatastrophen und 
andere Ernstfälle besser zu bewältigen.

Ausbau der elektronischen Datenbanken der Justiz
Durch dieses Projekt wird das Informatiksystem der slowakischen Justiz verbes-
sert. Dadurch werden Entscheidungsprozesse vereinfacht und beschleunigt, die 
Transparenz wird erhöht.

Zivilgesellschaft stärken

Förderung der Zivilgesellschaft sowie Wissenstransfer durch 
Partnerschaften mit der Schweiz
Durch den Fonds für Partnerschaften und NGOs wird in der Slowakischen Re-
publik einerseits die Zivilgesellschaft gestärkt, und andererseits werden Partner-
schaften zwischen schweizerischen und slowakischen Gemeinden, Institutionen, 
Verbänden und Stiftungen ausgebaut und vertieft. Insgesamt werden rund zehn 
Partnerschaftsprojekte mit Schweizer Fachwissen umgesetzt sowie je mindestens 
zehn NGO-Projekte im Umwelt- sowie im Sozialbereich durchgeführt. 
 
Weitere Informationen finden Sie unter: 
http://www.swiss-contribution.admin.ch/slovakia/ 

Grafik: Aufteilung des Erweiterungsbeitrags 
nach Projektzielen

35



Erweiterungsbeitrag für Slowenien 
22 Millionen Franken

Bevölkerung: 2 Millionen
Schweizer Importe aus Slowenien: 321,9 Millionen Franken
Schweizer Exporte nach Slowenien: 315,9 Millionen Franken
Wachstumsrate des realen BIP: -0,2 Prozent
Kaufkraft im Verhältnis zum EU-Ø (2010): 85,0 Prozent
(Quelle: Eurostat, Schweizer Aussenhandelsstatistik, 2011)

Projektziele

In Slowenien wurden 8 Projekte im Umfang von 20,9 Millionen Franken geneh-
migt. Alle Projekte können einem der folgenden Ziele zugeordnet werden: 

Wirtschaftswachstum fördern und Arbeitsbedingungen verbessern 

Ausbildung im Bereich Rechnungslegungs- und Buchprüfungsvorschriften
Die Anwendung internationaler Normen im Bereich Rechnungslegung und Buch-
prüfung verbessert das Investitionsklima und hilft, Finanzkrisen vorzubeugen. Die 
Schweiz unterstützt deshalb Slowenien in seinen Bemühungen, EU-Recht im Be-
reich Unternehmensfinanzberichterstattung und -revision umzusetzen.

Stipendienprogramm
Das Stipendienprogramm ermöglicht Doktoranden und Post-Doktoranden aus 
Slowenien einen befristeten Forschungsaufenthalt in der Schweiz. Dadurch wird 
die Zusammenarbeit von schweizerischen und slowenischen Forschungsinstituti-
onen ausgebaut und der Forschungsplatz Slowenien gefördert.

Soziale Sicherheit erhöhen

Prävention und Diagnostik von Krebs
Dieses Projekt finanziert zwei moderne Linearbeschleuniger für die Radiothe-
rapie im Universitätsspital von Maribor. Dadurch erhöht sich die Kapazität von 
Radiotherapie zur Behandlung von Krebs. Für die Einwohner im Nordosten Slo-
weniens verringert sich zudem wegen des erleichterten Zugangs und vor allem 
wegen der kürzeren Transportwege die Wartezeit bis zur Behandlung.

Umwelt schützen

Energieeffizienz, erneuerbare Energien und Reduktion von 
Treibhausgasemissionen
Entlang der Autobahn wird eine Lärmschutzwand mit Solarzellen bestückt. 38 
öffentliche Gebäude – darunter Schulen, Kindergärten, ein Schwimmbad und 
zwei Informationszentren des Triglav-Nationalparks – können künftig mit Solar-
energie, Biomasse oder Wärmepumpen beheizt werden. Ergänzend dazu wer-
den Gebäude besser isoliert. Diverse Informationsveranstaltungen, Broschüren 
und Lernprogramme sensibilisieren die breite Öffentlichkeit, lokale Wirtschafts-
vertreter, Lehrer und Schüler für das Thema erneuerbare Energien.
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Erweiterungsbeitrag für Slowenien 
22 Millionen Franken

3%

27%

15%

12%

43%

Wirtschaftswachstum fördern und 
Arbeitsbedingungen verbessern
2 Projekte 
CHF 2'500'000

Soziale Sicherheit erhöhen
1 Projekt 
CHF 5'526'200

Umwelt schützen
2 Projekte 
CHF 8'973'800

Zivilgesellschaft stärken 
1 Projekt 
CHF 3'226'000

Projektvorbereitung + technische Hilfe
2 Projekte 
CHF 630'000

Total  CHF 20'856'000
Dazu kommen die Umsetzungskosten  
auf Schweizer Seite.

Zivilgesellschaft stärken

Förderung der Zivilgesellschaft sowie Wissenstransfer durch 
Partnerschaften mit der Schweiz
Durch den Fonds für Partnerschaften und NGOs wird in Slowenien einerseits 
die Zivilgesellschaft gestärkt, und andererseits werden Partnerschaften zwischen 
schweizerischen und slowenischen Gemeinden, Institutionen, Verbänden und 
Stiftungen ausgebaut und vertieft. Insgesamt werden im Rahmen des Fonds 
rund 50 NGO- und Partnerschaftsprojekte umgesetzt. 

Weitere Informationen finden Sie unter: 
http://www.swiss-contribution.admin.ch/slovenia/ 

Grafik: Aufteilung des Erweiterungsbeitrags 
nach Projektzielen
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Erweiterungsbeitrag für die Tschechische Republik 
110 Millionen Franken

Bevölkerung: 10,5 Millionen
Schweizer Importe aus der Tschechischen Republik: 2'128,7 Millionen Franken
Schweizer Exporte in die Tschechische Republik: 1'565,3 Millionen Franken
Wachstumsrate des realen BIP: 1,7 Prozent
Kaufkraft im Verhältnis zum EU-Ø (2010): 80,0 Prozent
(Quelle: Eurostat, Schweizer Aussenhandelsstatistik, 2011)

Projektziele

In der Tschechischen Republik wurden 38 Projekte im Umfang von 104,3 Milli-
onen Franken genehmigt. Rund 40 Prozent dieser Mittel kommen den struktur-
schwachen Regionen im Osten der Tschechischen Republik zugute. Alle Projekte 
können einem der folgenden Ziele zugeordnet werden: 

Wirtschaftswachstum fördern und Arbeitsbedingungen verbessern 

Ausbildung im Bereich Rechnungslegungs- und Buchprüfungsvorschriften
Die Anwendung internationaler Normen im Bereich Rechnungslegung und Buch-
prüfung verbessert das Investitionsklima und hilft, Finanzkrisen vorzubeugen. Die 
Schweiz unterstützt deshalb die Tschechische Republik in ihren Bemühungen, 
EU-Recht im Bereich Unternehmensfinanzberichterstattung und -revision umzu-
setzen.

Garantien für Investitionskredite an KMU
Dank Kreditgarantien durch die Schweiz können rund 120 gesicherte Darlehen 
an innovative Start-up-Firmen vergeben werden. Damit wird ein Beitrag an die 
Wettbewerbsfähigkeit des Privatsektors in zwei strukturschwachen Regionen ge-
leistet. Dringend benötigte Arbeitsplätze werden geschaffen.

Stipendienprogramm
Das Stipendienprogramm ermöglicht Doktoranden und Post-Doktoranden 
aus der Tschechischen Republik einen befristeten Forschungsaufenthalt in der 
Schweiz. Dadurch wird die Zusammenarbeit von schweizerischen und tschechi-
schen Forschungsinstitutionen ausgebaut und der Forschungsplatz der Tschechi-
schen Republik gefördert.

Soziale Sicherheit erhöhen

Stärkung des Gesundheitswesens zugunsten von älteren und unheilbar 
kranken Menschen
Dieses Projekt finanziert die Renovierung und Ausrüstung von drei Gesund-
heitszentren in der Tschechischen Republik, in denen Menschen mit chronischen 
und unheilbaren Krankheiten behandelt werden. Zusätzlich werden Spitex-
Dienste in rund 15 Ortschaften eingeführt oder ausgeweitet. Ausserdem werden 
die im Gesundheitsbereich tätigen NGOs gestärkt. 

Verbesserter Zugang zu und verbesserte Qualität von 
Gesundheitsdienstleistungen für ältere, behinderte oder unheilbar kranke 
Menschen
Anhand dieser zehn Projekte werden bauliche Massnahmen, ein Ausbau der 
Bettenkapazität sowie die zeitgemässe Ausrüstung und Pflege in zehn Zentren 
und Heimen für ältere oder kranke Menschen durchgeführt beziehungsweise si-
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Erweiterungsbeitrag für die Tschechische Republik 
110 Millionen Franken

3%

23%

15%

11%

18%

30%

Wirtschaftswachstum fördern und 
Arbeitsbedingungen verbessern
3 Projekte 
CHF 19'000'000

Soziale Sicherheit erhöhen
11 Projekte 
CHF 24'232'423

Umwelt schützen
7 Projekte 
CHF 31'532'063

Öffentliche Sicherheit erhöhen
13 Projekte 
CHF 15'093'485

Zivilgesellschaft stärken 
2 Projekte 
CHF 11'635'564

Projektvorbereitung + technische Hilfe
2 Projekte 
CHF 2'786'465

Total  CHF 104'280'000
Dazu kommen die Umsetzungskosten  
auf Schweizer Seite.

chergestellt. Dadurch können qualitativ hochstehende Leistungen für ältere oder 
kranke Personen angeboten werden.

Umwelt schützen

Sicherheit und Verlässlichkeit des öffentlichen Lokal- und Regionalverkehrs 
Rund zwölf Millionen Fahrgäste pro Jahr profitieren von drei neuen Transportter-
minalen, einer Tram- und einer Trolleybuslinie sowie von zusätzlichen Verkehrs-
netzverbindungen.

Fonds für Studien im Umweltbereich zur Unterstützung der Behörden
Der Fonds unterstützt Kleinprojekte und hilft beim Aufbau von Planungskapazi-
täten in der öffentlichen Verwaltung und beim Wissenstransfer in den Bereichen 
Naturschutz und Landschaftspflege, Umweltschutz, Klima- und Luftschutz sowie 
Wirtschafts- und Umweltpolitik.

Öffentliche Sicherheit erhöhen

Kampf gegen Korruption und organisierte Kriminalität, Ausbildung und 
Ausrüstung der Polizei
Die tschechischen Polizeibehörden werden durch zehn Projekte beim Schutz der 
Bevölkerung vor Terrorismus und organisiertem Verbrechen, beim Kampf ge-
gen den illegalen Waffen- und den internationalen Drogenhandel sowie bei der 
Aufdeckung und Bekämpfung von Finanzkriminalität unterstützt. Dies geschieht 
anhand von Weiterbildungsmassnahmen, der Schaffung einer Eingreiftruppe so-
wie eines zentralen Feuerwaffenregisters, der Modernisierung der technischen 
Infrastruktur und von Informationssystemen, der Stärkung der internationalen 
Zusammenarbeit und der Kapazität einer Anti-Terror-Einheit.

Bewältigung von Naturkatastrophen, Identifikation der Opfer
Dieses Projekt unterstützt die Schaffung, Ausrüstung, Ausbildung sowie die in-
ternationale Zusammenarbeit eines tschechischen Teams zur Identifizierung von 
Katastrophenopfern in der Tschechischen Republik und im Ausland. 

Justizreform: Ausbildung von Gerichtsangestellten, Reintegration von 
Strafgefangenen
Ein Projekt erhöht die Effizienz des Justizsystems in der Tschechischen Republik 
durch die verbesserte Qualifikation von Mitarbeitern in Gerichten und bei den 
Strafverfolgungsbehörden. Dies geschieht über die Entwicklung eines einheitli-
chen Ausbildungssystems und durch die Bereitstellung von e-learning-Kursen für 
die Aus- und Weiterbildung. 
Ein weiteres Projekt verbessert die Qualität und die Verfügbarkeit von Bewäh-
rungs- und Wiedereingliederungsprogrammen für Straftäter.

Zivilgesellschaft stärken

Zivilgesellschaftliche Initiativen im Sozial- und Umweltbereich
Der Fonds für NGOs in der Tschechischen Republik stärkt die Zivilgesellschaft und 
fördert deren aktive Teilnahme am gesellschaftlichen, politischen und wirtschaft-
lichen Leben. Konkret werden Kleinprojekte finanziert, welche NGOs im Sozial- 
und Umweltbereich zum Teil in Zusammenarbeit mit Schweizer Organisationen 
ausführen.

Know-how-Transfer durch Partnerschaften mit der Schweiz
Mit dem Partnerschaftsfonds wird die Zusammenarbeit zwischen schweizeri-
schen und tschechischen Städten, Gemeinden und Institutionen gefördert und 
intensiviert. Insgesamt werden mehr als 100 Kleinprojekte durch einen Austausch 
von Fachwissen umgesetzt.  
 
Weitere Informationen finden Sie unter: 
http://www.swiss-contribution.admin.ch/czechrepublic/ 

Grafik: Aufteilung des Erweiterungsbeitrags 
nach Projektzielen
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Erweiterungsbeitrag für Ungarn 
131 Millionen Franken

Bevölkerung: 10 Millionen
Schweizer Importe aus Ungarn: 852,4 Millionen Franken
Schweizer Exporte nach Ungarn: 942,9 Millionen Franken
Wachstumsrate des realen BIP: 1,7 Prozent
Kaufkraft im Verhältnis zum EU-Ø (2010): 65,0 Prozent
(Quelle: Eurostat, Schweizer Aussenhandelsstatistik, 2011)

Projektziele

In Ungarn wurden 39 Projekte im Umfang von 124,2 Millionen Franken geneh-
migt. Rund 40 Prozent der Mittel kommen den strukturschwachen Regionen 
Nordungarn und Nördliche grosse Tiefebene zugute. Alle Projekte können einem 
der folgenden Ziele zugeordnet werden: 

Wirtschaftswachstum fördern und Arbeitsbedingungen verbessern 

Risikokapital für KMU
Bis zu acht ungarische KMU erhalten Zugang zu langfristiger Finanzierung, wo-
durch unter anderem Stellen für hoch qualifizierte Arbeitskräfte geschaffen wer-
den können. Mit Risikokapital – d.h. der Beteiligung an den Eigenmitteln der 
Unternehmen – kann das Wachstum von KMU in zukunftsträchtigen Sektoren 
finanziert werden. Die ergänzende technische Begleitung ermöglicht es, die Ma-
nagementmethoden zu modernisieren. 

Tourismus- und Exportförderung
Die strukturschwachen Regionen werden als Reiseziele besser vermarktet. Ge-
zielte Ausbildungen erhöhen die Qualität der touristischen Dienstleistungen. Die 
Anzahl Besucher soll um 5% steigen.

Regionalentwicklung: Förderung der lokalen Wirtschaft in benachteiligten 
Mikroregionen (inkl. Tourismus)
Zwei Projekte fördern in strukturschwachen Regionen Ungarns den Tourismus 
und die Vermarktung regionaler Produkte. Durch diese Projekte werden rund 
150 Arbeitsplätze geschaffen.

Stipendien- und Forschungsprogramm
Durch das Stipendienprogramm können über 60 ungarische Akademikerinnen 
und Akademiker einen Forschungsaufenthalt an einer Schweizer Hochschule ab-
solvieren. Dies fördert und intensiviert die Beziehungen von schweizerischen und 
ungarischen Hochschulen und stärkt Ungarn auch als Forschungsstandort. 
Das Forschungsprogramm in Ungarn umfasst sechs Projekte. So wird beispiels-
weise die einzige deutsche Universität in Ungarn durch Schweizer Expertenwissen 
unterstützt. Ein Projekt befasst sich mit der Entwicklung von Geräten zur visuellen 
Erkennung, welche Blinden im Alltag helfen sollen. Weitere Forschungsprojekte 
betreffen die Medikamentenentwicklung zur besseren Bekämpfung von chroni-
schen Schmerzen, die sichere Entsorgung von radioaktivem Abfall, neue Metho-
den zur Behandlung und fachgerechten Entsorgung giftiger industrieller Abwas-
ser sowie die Ertragssteigerung bei der fotochemischen Energieumwandlung.
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Erweiterungsbeitrag für Ungarn 
131 Millionen Franken

3%

11%

11%

7%

28%

40%

Wirtschaftswachstum fördern und 
Arbeitsbedingungen verbessern
12 Projekte 
CHF 35'361'058

Soziale Sicherheit erhöhen
2 Projekte 
CHF 14'000'000

Umwelt schützen
13 Projekte 
CHF 49'677'639

Öffentliche Sicherheit erhöhen
8 Projekte 
CHF 13'006'617

Zivilgesellschaft stärken 
2 Projekte 
CHF 9'000'000

Projektvorbereitung + technische Hilfe
2 Projekte 
CHF 3'152'686

Total  CHF 124'198'000
Dazu kommen die Umsetzungskosten  
auf Schweizer Seite.

Soziale Sicherheit erhöhen

Verbesserte Grundversorgung im Gesundheitswesen und Stipendien für 
bestimmte Bevölkerungsgruppen

Ein Pilotprojekt erbringt durch neu eingerichtete Gruppenpraxen ein breiteres 
Angebot von qualitativ verbesserten Gesundheitsleistungen für 50‘000 Personen 
in benachteiligten Regionen im Nordosten Ungarns. Unterstützt durch begleiten-
de Forschung liefert dieses Pilotprojekt die Grundlage dafür, das Modell anschlie-
ssend landesweit einzuführen. 
Zusätzlich werden in einem weiteren Projekt über 900 Sekundarschüler aus be-
nachteiligten Bevölkerungsgruppen durch ein Stipendienprogramm dabei un-
terstützt, die Sekundarschule erfolgreich abzuschliessen beziehungsweise den 
Übergang an eine weiterführende Schule zu erreichen.

Umwelt schützen

Verbesserung der Wasserversorgung und der Wasserqualität
100 Kilometer Rohrleitungen werden renoviert und 40 Kilometer neu gebaut. 
Dank diesen Arbeiten verbessert sich die Wasserqualität und die Unterhaltskos-
ten werden gesenkt.

Modernisierung der Umweltüberwachungssysteme
Das für die Überwachung von Abfalldeponien zuständige Inspektorat wird 
mit mobilen Mess- und Analysegeräten ausgestattet. Zudem beteiligt sich die 
Schweiz an der Verbesserung des ungarischen Luftqualitätsnetzwerks, indem 
regionale Laboratorien modernisiert und zwei mobile Überwachungsstationen 
finanziert werden. 

Verbesserung der Energieeffizienz
In zehn Immigrationszentren und Polizeistationen soll der Energieverbrauch um 
50% reduziert werden, wodurch auch die Unterhaltskosten gesenkt werden 
können.

Förderung von Biodiversität und Naturschutz
Durch diese sechs Projekte werden Revitalisierungs- und Schutzmassnahmen auf 
rund 2‘700 Hektaren in besonders artenreichen Gebieten ausgearbeitet, Grund-
lagendaten auf einer Fläche von mehr als einer Million Hektaren erhoben und 
Monitoring-Systeme in einem Gebiet von über 12‘500 km2 aufgebaut. Basierend 
auf diesen Grundlagendaten sensibilisiert ein Projekt die Öffentlichkeit für den 
Umweltschutz anhand einer breiten Aufklärungskampagne und trägt so zum Er-
halt der teilweise neuen, geschützten Gebiete bei. Zudem werden zahlreiche 
Schulprojekte unterstützt mit dem Ziel, über 600 Schulen/Kindergärten bezüg-
lich ihres nachhaltigkeitsfördernden Unterrichts zu zertifizieren und 200‘000 
Schülerinnen und Schüler in umweltrelevanten Fragen weiterzubilden. 

Grafik: Aufteilung des Erweiterungsbeitrags 
nach Projektzielen
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Öffentliche Sicherheit erhöhen

Verbesserung der öffentlichen Sicherheit dank einem Pilotansatz in der 
Polizeiarbeit
Um heutige Sicherheitsprobleme zu lösen und die Sicherheitssituation zu verbes-
sern, muss die Polizei vermehrt mit öffentlichen und privaten Akteuren zusam-
menarbeiten. Ein Projekt führt diese bevölkerungsnahe Polizei in vier Städten ein 
und legt gleichzeitig die Basis für eine landesweite Einführung. Dies geschieht in 
Zusammenarbeit mit Spezialisten aus der Schweiz. 

Bewältigung von Naturkatastrophen: Hochwasserschutz entlang der 
Theiss (Tisza) bzw. in Nord- / Nordostungarn
Mehrere Projekte, vor allem im Einzugsgebiet der Theiss, erhöhen den Schutz vor 
Hochwassern in Ungarn. Durch verbesserte Hochwasserprognosen oder Sanie-
rungen von Dammbauwerken werden rund 350‘000 Einwohner im Nordosten 
Ungarns besser vor Überschwemmungen geschützt. 

Verbesserung der Ausrüstung in Gerichtsgebäuden
104 neue Metalldetektoren und 45 Röntgenscanner erhöhen die Sicherheit in 
den ungarischen Gerichtsgebäuden, weitere 1‘000 neue Computer steigern die 
Leistungsfähigkeit der Angestellten.

Zivilgesellschaft stärken 

Zivilgesellschaftliche Initiativen im Sozial- und Umweltbereich
Mit dem Fonds für NGOs  wird die Zivilgesellschaft in Ungarn gestärkt. Insgesamt 
werden über 250 Kleinprojekte in Bereichen wie Nachhaltigkeit, Mitspracherecht 
von NGOs im politischen Entscheidungsprozess sowie verbesserte Sozialdienst-
leistungen umgesetzt, viele davon unter Einbezug von Schweizer Institutionen. 

Partnerschaften zwischen schweizerischen und ungarischen Gemeinden, 
Verbänden, NGOs und weiteren Non-Profit-Organisationen
Durch den Partnerschaftsfonds wird die Zusammenarbeit von schweizerischen 
und ungarischen Gemeinden und anderen öffentlichen Behörden sowie Verei-
nen und Stiftungen ausgebaut und vertieft. Im Rahmen des Fonds werden bis zu 
45 Partnerschaftsprojekte umgesetzt, welche die Lebensbedingungen der loka-
len Bevölkerung verbessern. 

Weitere Informationen finden Sie unter: 
http://www.swiss-contribution.admin.ch/hungary/ 
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28%

3%

69%

Erweiterungsbeitrag für Zypern 
6 Millionen Franken

Bevölkerung: 0,8 Millionen
Schweizer Importe aus Zypern: 8,5 Millionen Franken
Schweizer Exporte nach Zypern: 70,7 Millionen Franken
Wachstumsrate des realen BIP: 0,5 Prozent
Kaufkraft im Verhältnis zum EU-Ø (2010): 99,0 Prozent
(Quelle: Eurostat, Schweizer Aussenhandelsstatistik, 2011)

Projektziele

In Zypern wurden 3 Projekte im Umfang von 5,7 Millionen Franken genehmigt. 
Alle Projekte können einem der folgenden Ziele zugeordnet werden: 

Wirtschaftswachstum fördern und Arbeitsbedingungen verbessern

Modernisierung der Berufsbildung im technischen Bereich
Die Schweiz unterstützt in Zypern ein Projekt zur Modernisierung der techni-
schen Berufsbildung. Damit soll jungen Menschen der Einstieg ins Berufsleben 
vereinfacht, die soziale Ausgrenzung von Arbeitslosen vermindert und die Mög-
lichkeit zur Verbesserung der beruflichen Fähigkeiten von Arbeitnehmern ge-
schaffen und langfristig gesichert werden. 

Umwelt schützen

Neubau einer Kläranlage zur Behandlung von Schmutzwasser
Ein Projekt unterstützt den Neubau einer zeitgemässen Schlammkläranlage mit 
dem Ziel, die Wasserqualität im Polemidia-Speichersee auf den nötigen Stan-
dard zu bringen. Die Anlage ermöglicht die Klärung von Sickergrubenschlamm 
und des belasteten Wassers aus einer grossen Abfalldeponie, zwei Quellen, aus 
denen ansonsten Schmutzwasser unkontrolliert abfliesst. Das Eindringen von 
Schlamm und Abfällen in den Stausee wird so verhindert. Das Projekt trägt somit 
zur Behebung eines ernsthaften Umweltproblems auf Zypern bei.

Zivilgesellschaft stärken 

Begegnungszentrum zur Förderung des kulturellen Austausches auf 
Zypern
Durch dieses Projekt konnte, mit Hilfe weiterer am Projekt beteiligten Geberlän-
der, ein verlassenes Haus in der zypriotischen Pufferzone erworben, komplett 
renoviert und zum Begegnungs- und Kulturzentrum umfunktioniert werden. Das 
Zentrum konnte Anfang Mai 2011 seine Tore öffnen und fördert seither den Dia-
log zwischen den Bevölkerungsgruppen. Es leistet damit einen wichtigen Beitrag 
zur Versöhnung und Friedensbildung auf Zypern. 

Weitere Informationen finden Sie unter: 
http://www.swiss-contribution.admin.ch/cyprus/ 

Wirtschaftswachstum fördern und 
Arbeitsbedingungen verbessern
1 Projekt 
CHF 1'599'700

Umwelt schützen
1 Projekt 
CHF 3'935'150

Zivilgesellschaft stärken 
1 Projekt 
CHF 153'150

Total  CHF 5'688'000
Dazu kommen die Umsetzungskosten  
auf Schweizer Seite.

Grafik: Aufteilung des Erweiterungsbeitrags 
nach Projektzielen
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Anhang 2: Übersicht nach Projektzielen und  
			   Partnerstaaten

Beträge in Mio. CHF PL HU CZ LT SK LV EE SI CY MT TOTAL

Wirtschaftswachstum fördern und Arbeitsbedingungen verbessern 

Zugang zu externer Finanzierung für Mikrounternehmen und KMU 53.00 15.22 10.00 7.92 86.14

Exportförderung für KMU 4.87 2.15 7.02

Regulierung des Finanzsektors 10.00 2.00 1.53 1.80 1.50 16.83

Regionale Entwicklung und Beschäftigung 47.70 7.38 7.57 1.60 64.25

Forschung und Entwicklung 42.20 10.61 7.00 13.05 3.00 2.50 2.22 1.00 1.90 83.48

Soziale Sicherheit erhöhen

Basis-Gesundheitsdienste 13.00 11.18 24.18

Modernisierung von Spitälern 26.60 0.34 5.53 2.79 35.26

Prävention 17.05 17.05

Sozialdienste für bestimme Zielgruppen 22.43 13.05 4.81 4.00 5.64 49.93

Verschiedene soziale Dienstleistungen 1.00 13.77 4.24 19.01

Umwelt schützen

Öffentlicher Verkehr 38.03 30.53 68.56

Trinkwasserversorgung 24.91 24.91

Abwasserreinigung 27.01 13.00 3.94 43.95

115.13 5.77 19.00 6.50 8.97 155.37

Umweltmonitoring 10.83 8.50 19.33

Abfallentsorgung 35.75 35.75

Biodiversität 9.82 8.17 1.00 4.16 23.15

Öffentliche Sicherheit erhöhen

Modernisierung des Gerichtswesens 4.23 2.84 1.77 3.21 8.00 0.64 20.69

Grenzsicherheit 30.99 3.96 34.95

Kampf gegen Korruption und organisierte Kriminalität 2.00 11.18 3.37 16.55

Bewältigung von Naturkatastrophen und Notsituationen 1.01 6.78 1.08 3.32 2.38 1.39 15.96

Zivilgesellschaft stärken

Nichtregierungsorganisationen (NGOs) 24.70 5.00 6.59 5.55 5.51 3.50 2.50 3.23 0.15 56.73

Bilaterale Partnerschaften 3.40 4.00 5.05 12.45

Projektvorbereitung und technische Hilfe 8.50 3.15 2.79 1.34 1.55 0.27 0.18 0.63 0.05 18.46

TOTAL 464.54 124.20 104.29 67.31 63.51 56.87 37.91 20.86 5.69 4.74 950.00

272.72

145.43

371.02

88.15

69.18
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Land Wachstumsrate des 
realen BIP1

Kaufkraft im 
Verhältnis 
zum EU-Ø2

Arbeitslosen-
quote3

Von Armut 
oder sozialer 
Ausgrenzung 
bedrohte Per-
sonen in %4

2009 2010 2011 2010 2011 2010

Bulgarien -5,5 0,4 1,7 44 11,3 41,6

Estland -14,3 2,3 7,6 64 12,5 21,7

Lettland -17,7 -0,3 5,5 51 15,4 38,1

Litauen -14,8 1,4 5,9 57 15,4 33,4

Malta -2,7 2,3 2,1 83 6,5 20,6

Polen 1,6 3,9 4,3 63 9,7 27,8

Rumänien -6,6 -1,6 2,5 47 7,4 41,4

Slowakei -4,9 4,2 3,3 74 13,5 20,6

Slowenien -8,0 1,4 -0,2 85 8,2 18,3

Tschechische Rep. -4,7 2,7 1,7 80 6,7 14,4

Ungarn -6,8 1,3 1,7 65 10,9 29,9

Zypern -1,9 1,1 0,5 99 7,8 24,0

EU-27 -4,3 2,0 1,5 100 9,7 23,5

Schweiz -1,9 2,7 1,9 147 - 17,1

Quelle: Eurostat Mai 2012

Anhang 3: Entwicklung der Partnerstaaten

Tabelle 1: Wirtschaftliche Entwicklung

1 Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist ein Mass der wirt-
schaftlichen Aktivität. Es ist definiert als der Wert aller 
produzierten Güter und erbrachten Dienstleistungen ab-
züglich des Wertes der zu deren Generierung verbrauchten 
Güter und Dienstleistungen. Die Berechnung der jährlichen 
Wachstumsrate des BIP-Volumens soll Vergleiche der Dy-
namik der wirtschaftlichen Entwicklung sowohl über die 
Zeit hinweg als auch zwischen Ländern unterschiedlicher 
Grösse ermöglichen. Zur Berechnung der Wachstumsrate 
des BIP in Volumeneinheiten wird das in aktuellen Preisen 
gemessene BIP zu Preisen des Vorjahres bewertet und die 
so berechneten Volumenänderungen auf das Niveau eines 
Referenzjahres angewendet. Dies bewirkt, dass Preisände-
rungen keinen Einfluss auf die Wachstumsrate ausüben.

2 Der Volumenindex des BIP in Kaufkraftstandards (KKS) 
pro Kopf wird relativ zum Durchschnitt der Europäischen 
Union (EU-27), der zu 100 gesetzt ist, ausgedrückt. Ist 
der Indexwert eines Landes grösser als 100, so hat die-
ses Land ein BIP pro Kopf über dem EU-Durchschnitt (und 
umgekehrt). Die zugrunde liegenden Zahlen sind in KKS 
ausgedrückt, einer einheitlichen Währung, die Preisniveau-
unterschiede zwischen Ländern ausgleicht und damit aus-
sagekräftige BIP-Volumenvergleiche erlaubt.

3 Die Arbeitslosenquote ist der Anteil der Arbeitslosen an 
der Erwerbsbevölkerung. Die Erwerbsbevölkerung ist die 
Summe der Erwerbstätigen und der Arbeitslosen. Zu den 
Arbeitslosen zählen alle Personen von 15 bis 74 Jahren, a) 
die während der Berichtswoche ohne Arbeit waren; b) die 

gegenwärtig für eine Beschäftigung verfügbar waren, d. 
h. Personen, die innerhalb der zwei auf die Berichtswoche 
folgenden Wochen für eine abhängige Beschäftigung oder 
eine selbständige Tätigkeit verfügbar waren; c) die aktiv 
auf Arbeitssuche waren, d.h. Personen, die innerhalb der 
letzten vier Wochen (einschließlich der Berichtswoche) spe-
zifische Schritte unternommen haben, um eine abhängige 
Beschäftigung oder eine selbständige Tätigkeit zu finden 
oder die einen Arbeitsplatz gefunden haben, die Beschäf-
tigung aber erst später, d. h. innerhalb eines Zeitraums von 
höchstens drei Monaten aufnehmen.

4 Dieser Indikator entspricht der Summe der Personen, die 
armutsgefährdet sind oder unter materieller Deprivation 
leiden oder in Haushalten mit sehr niedriger Erwerbstä-
tigkeit leben. Als von Armut bedroht gelten Personen mit 
einem verfügbaren Äquivalenzeinkommen unterhalb der 
Armutsgefährdungsschwelle, die bei 60 % des nationa-
len verfügbaren medianen Äquivalenzeinkommens (nach 
Sozialtransfers) liegt. Bei Personen, die unter erheblicher 
materieller Deprivation leiden, sind die Lebensbedingun-
gen aufgrund fehlender Mittel stark eingeschränkt, und sie 
sind nicht in der Lage, für mindestens sechs der folgenden 
neun Ausgaben aufzukommen: i) Miete und Versorgungs-
leistungen, ii) angemessene Beheizung der Wohnung, iii) 
unerwartete Ausgaben, iv) jeden zweiten Tag eine Mahl-
zeit mit Fleisch, Fisch oder gleichwertiger Proteinzufuhr, v) 
einen einwöchigen Urlaub an einem anderen Ort, vi) ein 
Auto, vii) eine Waschmaschine, viii) einen Farbfernseher 
oder ix) ein Telefon.
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Land Index der 
menschlichen 
Entwicklung 

(HDI)5

Korruptions-
wahrneh-

mungsindex6

Gini 
Koeffizient7

Lebens-
erwartung  

(im Alter von 
1 Jahr)8

Säuglings-
sterblichkeit9

2011 2011 2010 2009 2010 2009 2010

Wert Rang Wert Rang

Bulgarien 0,771 55 3,3 86 33,2 73,4 73,5 9,0 9,4

Estland 0,835 34 6,4 29 31,3 74,5 75,2 3,6 3,3

Lettland 0,805 43 4,2 61 36,1 72,8 73,1 7,8 5,7

Litauen 0,810 40 4,8 50 36,9 72,5 72,8 4,9 4,3

Malta 0,832 36 5,6 39 28,4 79,8 80,9 5,3 5,5

Polen 0,813 39 5,5 41 31,1 75,3 75,8 5,6 5,0

Rumänien 0,781 50 3,6 75 33,3 73,3 73,5 10,1 9,8

Slowakei 0,834 35 4,0 66 25,9 74,7 75,0 5,7 5,7

Slowenien 0,884 21 5,9 35 23,8 78,5 79,0 2,4 2,5

Tschechische Rep. 0,865 27 4,4 57 24,9 76,6 76,9 2,9 2,7

Ungarn 0,816 38 4,6 54 24,1 73,8 74,1 5,1 5,3

Zypern 0,840 31 6,3 30 29,1 80,4 80,8 3,3 3,2

EU-27 - - 6,3 - 30,5 79,0 - 4,2 -

Schweiz 0,903 11 8,8 8 29,5 81,7 82,0 4,3 3,8

Tabelle 2: Menschliche und soziale Entwicklung

5 Der Human Development Index (HDI) misst die Lebens-
qualität und das Entwicklungsniveau in einem Land. Das 
Instrument berücksichtigt drei Faktoren: Lebenserwartung, 
Bildung und Einkommen. (Quelle: UNDP)

6 Seit 1995 klassifiziert Transparency International welt-
weit Länder bezüglich der von der Zivilbevölkerung wahr-
genommenen Korruption im öffentlichen Sektor. Dieser In-
dex bewertet die Länder aufgrund von Umfragen auf einer 
Skala von 0 (sehr korrupt) bis 10 (nicht korrupt). (Quelle: 
Transparency International)

7 Der Gini-Koeffizient ist ein Indikator für Ungleichheit 
(Lohn, Einkommen, Lebensstandard etc.). Sein Wert va-
riiert zwischen 0 und 100. Bei absoluter Gleichverteilung 
beträgt der Index 0. Bei völliger Ungleichheit, wenn also 
alle Einkommen ausser einem Null sind, beträgt der Index 
100. (Quelle: SILC)

8 Quelle: Eurostat Mai 2012

9 Verhältnis der Zahl der Todesfälle bei Kindern unter ei-
nem Jahr während eines Jahres zur Zahl der Lebendgebur-
ten im selben Jahr. Der Wert wird in 1‘000 Lebendgeburten 
ausgedrückt. (Quelle: Eurostat Mai 2012)
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Tabelle 2: Menschliche und soziale Entwicklung

Land Anteil der er-
neuerbaren 
Energien am 
Bruttoend-
energiever-

brauch
in %10

Emission von 
Treibhaus

gasen, Kyoto 
Basisjahr = 

10011

Anschluss 
der Bevölke-
rung an die 
öffentliche 
Wasserver-

sorgung 
in %

Bevölke-
rungsanteil 

mit An-
schluss an 

kommunale 
Kläranlagen 

in %

Angemes-
senheit der 

designierten 
Gebiete 

unter der EU- 
Habitatsricht-

linie in %12

2010 2009 2009 2009 2010

Bulgarien 13,8 - 99 45 94

Estland 22,8 40 80 80 98

Lettland 34,3 41 - - 95

Litauen 17,0 44 76 71 66

Malta 0,2 - 100 48 98

Polen 8,9 67 87 64 78

Rumänien 23,4 - 55 29 82

Slowakei 10,3 60 86 - 74

Slowenien 16,9 95 - 52 74

Tschechische Rep. 8,5 68 - - 60

Ungarn 7,7 58 95 - 86

Zypern 4,6 - 100 - 40

EU-27 11,7 - - - 89

Schweiz - 98 - - -

Quelle: Eurostat Mai 2012

Tabelle 3: Umwelt und Energie

10 Quellen für erneuerbare Energie sind Solarenergie, ther-
mische und fotovoltaische Energie, Energie aus Wasser-
kraft (einschliesslich durch Gezeiten, Wellen und Ozeane 
erzeugte Energie), Windenergie, geothermische Energie 
und Energie aus Biomasse (einschliesslich Energie aus bio-
logischen Abfällen und flüssigen Biobrennstoffen). Der Bei-
trag von mit Wärmepumpen erzeugter erneuerbarer Ener-
gie wird für die Mitgliedstaaten berücksichtigt, in denen 
entsprechende Daten vorlagen.

11 Die jährlichen Gesamtemissionen werden im Vergleich 
zum „Kyoto-Basisjahr“ dargestellt. Als Basisjahr wur-
den generell das Jahr 1990 für die nicht fluorierten Gase 
und das Jahr 1995 für die fluorierten Gase festgelegt. Im 
Kyoto-Protokoll werden die folgenden Treibhausgase er-
fasst: Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4), Distickstoffoxid 
(N2O) und die sogenannten F-Gase (Fluorkohlenwasser-

stoffe, Perfluorkohlenwasserstoffe und Schwefelhexafluo-
rid (SF6). Diese Treibhausgase werden anhand ihres jeweili-
gen Treibhauspotenzials (Global Warming Potential - GWP) 
gewichtet und zu einer Einheit aggregiert. Diese aggregier-
ten Treibhausgasemissionen werden als Einheiten in CO2-
Äquivalenten ausgedrückt.

12 Der Index über die Angemessenheit der Vorschläge 
der Mitgliedsstaaten zur Ausweisung von Schutzgebieten 
gemäss der EU-Habitatrichtlinie misst das Ausmass dieser 
Gemeinschaftsgebiete, die von den Mitgliedsstaaten vor-
geschlagen wurden, und die zu berücksichtigenden Arten, 
die im Anhang I und II der Richtlinie aufgelistet werden. 
100% bedeutet, dass die Vorschläge zum Schutz von na-
türlichen Lebensräumen (Anhang I) sowie von Tieren und 
Pflanzenarten (Anhang II) von gemeinschaftlichem Interes-
se in den Gebieten der Mitgliedsländer ausreichend sind.
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Informationen rund um den Erweiterungsbeitrag 
sind unter www.erweiterungsbeitrag.admin.ch in 
deutscher, französischer, italienischer und englischer 
Sprache erhältlich. In der Rubrik „Projekte unter der 
Lupe“ wird der Erweiterungsbeitrag mittels diverser 
Projekte beispielhaft dargestellt.

Webseiten der nationalen Koordinationsstellen in den Partnerstaaten:  
•• Bulgarien: www.swiss-contribution.bg
•• Estland:  www.swiss-contribution.ee
•• Lettland:  www.swiss-contribution.lv
•• Litauen:  www.swiss-contribution.lt
•• Malta: www.swiss-contribution.gov.mt
•• Polen: www.swiss-contribution.pl
•• Rumänien: www.swiss-contribution.ro
•• Slowakei: www.swiss-contribution.sk
•• Slowenien: www.swiss-contribution.si
•• Tschechische Republik: www.swiss-contribution.cz
•• Ungarn: www.swiss-contribution.hu
•• Zypern: www.swiss-contribution.gov.cy

Webseiten der Büros Erweiterungsbeitrag: 
•• Bulgarien: www.swiss-contribution.admin.ch/bulgaria/
•• Estland: www.swiss-contribution.admin.ch/estonia/
•• Lettland: www.swiss-contribution.admin.ch/latvia/
•• Litauen: www.swiss-contribution.admin.ch/lithuania/
•• Malta: www.swiss-contribution.admin.ch/malta/
•• Polen: www.swiss-contribution.admin.ch/poland/
•• Rumänien: www.swiss-contribution.admin.ch/romania/
•• Slowakei: www.swiss-contribution.admin.ch/slovakia/
•• Slowenien: www.swiss-contribution.admin.ch/slovenia/
•• Tschechische Republik: www.swiss-contribution.admin.ch/czechrepublic/
•• Ungarn: www.swiss-contribution.admin.ch/hungary/
•• Zypern: www.swiss-contribution.admin.ch/cyprus/

Anhang 4: Weitere Informationen
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